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1. Einführung 


Die Finanzämter haben die geiſtlichen Orden und 
Tongregationen (im folgenden abgekürzt: Orden oder 
öfter) früher gewöhnlich ohne weiteres als gemein⸗ 
Nüßig, mildtätig oder kirchlich angeſehen und 
ne deshalb auf Grund der einſchlägigen Geſetze von den 
Steuern befreit. Bei der Steuerreform 1934 ſind die 
Vorſchriften über Steuerbefreiung wegen gemeinnütziger, 
mildtätiger und kirchlicher Zwecke eingeengt worden. Hin⸗ 
weis auf §§ 17 bie 19 StAnp®, 88 9 bis 11 der Erſten 
ISIDRO, § 7 der Zweiten GewSt und ŞE 1 bis 3 
VSLTB 1935. Darum muß jetzt bei jedem Orden beſonders 
beprüft werden, ob die Vorausſetzungen für eine Steuer⸗ 
efreiung wegen gemeinnütziger uſw. Zwecke auch heute 
noch — d. h. nach nationalſozialiſtiſcher Welt- 
anſchauung — als erfüllt angeſehen werden können. 


Mit dieſer ſteuerlichen Unterſuchung der Orden iſt der 
beztriebsprüfungsdienſt der Reichsfinanzverwaltung zurzeit 
befaßt. Dabei ſind viele neue Fragen aufgetaucht, die im 
„eich einheitlich gelöſt werden müſſen. Um eine ſolche gleich⸗ 
naäßige Beurteilung zu erzielen, hat der Reichsminiſter der 
Finanzen dem Oberfinanzpräſidenten Köln, in deſſen 
Lezirk zahlreiche Orden ihren Sitz haben, die Aufgaben 
Mmes Hauptorts für die Beſteuerung der geiſtlichen 
Irden und ähnlichen Vereinigungen übertragen. Der 
Hauplort Köln hat inzwiſchen unter Beteiligung des Reichs⸗ 
manzminiſteriums mehrere Fachprüferbeſprechungen durch⸗ 
zeführt, deren Ergebniſſe in einer „Prüfungsanwei⸗ 
fen g“ feitgehalten worden find. Dieſe Prüfungsanweiſung 
it ſpäter durch mehrere Rund ſchreiben des Hauptorts 
r Qanzt und weiterentwickelt worden. Die Prüfungsanwei⸗ 
zung und die Rundſchreiben find nur für den Dienſtgebrauch 
85 Finanzbehörden beſtimmt und bis jetzt noch nicht ver⸗ 
ſlentlicht worden. Der Hauptort hat fie aber trotzdem den 


b) Einſchränkungen der Einheitstheorie, 

e) Inländiſche Mutterhäuſer und inländiſche Niederlaſſungen, 
d) Ausländiſche Mutterhäuſer und ausländiſche Niederlaſſungen, 
e) Hilfsgeſellſchaften, 


5. Familientheorie. 


in Betracht kommenden kirchlichen Aufſichtsbehörden ganz 
oder, wenn ausreichend, im Auszug mitgeteilt, damit dieſe 
die ihnen unterſtehenden Körperſchaften über den Umfang 
ihrer Steuerpflichten unterrichten können. Außerdem hat 
der Hauptort Köln auch eine „Anleitung zur Aus⸗ 
füllung der Steuererklärungen für 
Orden, Kongregrationen und ähnliche 
Vereinigungen“ herausgegeben, die den Steuer⸗ 
pflichtigen mit den Erklärungsvordrucken ausgehändigt 
werden ſoll. Grundſätzliche Einzelfragen der Ordensbeſteue⸗ 
rung find auch mit Vertretern der kirchlichen Auffichts- 
behörden im Reichsfinanzminiſterium erörtert worden. 


Das neue und zunächſt noch ziemlich ſchwierige Gebiet 
der Beſteuerung geiſtlicher Orden iſt durch das oben ge⸗ 
ſchilderte zuſammenfaſſende Verfahren in verhältnismäßig 
kurzer Zeit weitgehend unterſucht worden. Wenn auch heute 
noch nicht alle einſchlägigen Fragen als reſtlos geklärt 
bezeichnet werden können, ſo darf man doch ſagen, daß das 
Grundſäßzliche ſchon genügend ſcharf herausgearbeitet 
worden iſt. Dieſe Grundfäge find bereits in vielen Einzel⸗ 
fällen überprüft worden. Sie haben ſich dabei bewährt und 
werden heute — abgeſehen von einigen Ausnahmen, über 


1) Schrifttum über Katholiſche Orden 
a) iſt angegeben bei Kratz „Können geiſtliche Genoſſenſchaften, 
insbeſondere Stathulifche Orden und Kongregationen, ſteuerlich 
als Körperſchaften des öffentlichen Rechts behandelt werden?“ 
(DStg 1939 S. 713 und 723), außerdem Hinweis auf 
Kummer, „Die Nechtsſtellung der geiſtlichen Orden und 
u Vereinigungen in Preußen“ (Steuerwarte 1939 
©. 563), 
c) Sägmüller, Lehrbuch des Kirchenrechts, 
3. Auflage (1914) Band II, 
Ulrichs, Kirchen und Orden im Körperſchaftſteuerrecht 
(Steuer und Wirtſchaft 1936 Spalte 1465). 


b) 


Katholiſchen 
d) 
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die wahrſcheinlich der Reichsfinanzhof enticheiden wird — 
im weſentlichen auch von den ſteuerpflichtigen geiſtlichen 
Körperſchaften anerkannt. 


2. Begriff der Orden und Kongregationen 


Die Katholiſche Kirche verſteht unter Orden „frei 
willige Vereine von Perſonen einerlei Geſchlechts (Religi⸗ 
oſen, Mönche, Nonnen), die durch das dreifache für 
das ganze Leben bindende feierliche Ge- 
lübdeder Armut, der Keuſchheit und 
des Gehor ſams und das gemein ſa me 
Leben nach beſtimmten, vom Pabſt approbierten 
Satzungen (regula, daher regulares) in eigens dafür 
beftimmten Häuſern (domus religiosae, claustra, 
coenobia, monasteria, Klöſter uſw.) und unter Leitung 
eines Oberen nach der chriſtlichen Voll- 
kommenheit ſtreben“ (Sägmüller). 


Von den Orden im engeren Sinn unterſcheiden ſich die 
Kongregationen dadurch, daß bei ihnen nur ein 
fache Gelübde abgelegt werden, und daß ſie vom Papſt 
nicht als Orden beſtätigt find, ſondern nur ihre Lebens⸗ 
regel genehmigt iſt. 


Aus dem kirchlichen Begriff für die Orden und Kon- 
gregationen ſind wichtige ſteuerliche Folgerungen abgeleitet 
worden. Der Begriff war maßgebend für die Entwicklung 
der Familientheorie (Hinweis auf Abſchnitt 5), er 
hat auch die Rechtſprechung des Rich mit dahin beſtimmt, 
daß Orden, die die Selbſtheiligung ihrer Mitglieder als 
Hauptzweck verfolgen, im Sinn des Steuerrechts nicht 
aus ſchließlich gemeinnützig find (RStBl 1938 S. 1180 
Nr 1141). Aus dem zum Weſen des Ordenslebens gehörigen 
Armutsgelübde ergibt ſich weiter ein wichtiger Anhalt für 
die ſteuerliche Beurteilung der Mitgiften und des 
Vermögens der Ordensangehörigen, ſoweit beide tat⸗ 
ſächlich in den Beſitz der Orden gelangt ſind. Auch die Be⸗ 
ſteuerung der von Dritten gezahlten Entgelte für 
Arbeitsleiſtungen der Ordensmitglieder wird durch 
den Ordensbegriff beſtimmt. Die folgenden Ausführungen 
bringen noch Einzelheiten über dieſe Fragen. 


3. Verfaſſung, Verwaltung und Rechtsnatur der Orden 


Die Verfaſſung und Verwaltung der Orden 
ift nicht einheitlich. Man unterſcheidet monaſtiſche und 
hierarchiſche Orden. Die monaſtiſchen lalten) 
Orden zerfallen in ſelbſtändige Abteien, an deren 
Spitze ein Abt ſteht. Die hierarchiſchen Orden 
(Bettelorden, neue Orden und Kongregationen) ſind in 
einer ſtraffen Rangordnung gegliedert. Bei ihnen 
unterſtehen die Oberen der einzelnen Niederlaſſungen 
(Prior, Rektor, Guardian, Superior) einem Provin- 
zial, dem Oberen mehrerer zu einer Ordensprovinz ver⸗ 
einigter Klöſter. Über den Provinzoberen (den Provinzia⸗ 
laten) ſteht der General (das Generalat), der alſo 
die Spitze des geſamten Ordensverbandes bildet. 


Das katholiſche Kirchenrecht behandelt nicht nur 
den Geſamtverband eines Ordens, ſondern auch deſſen 
Teile — Ordensprovinzen und einzelne Niederlaſſungen 
— als ſelbſtändige juriſtiſche Perſonen. Ob es 
ſich dabei im Rechtsſinn um Geſellſchaften, Genoſſenſchaften, 
Körperſchaften, Stiftungen oder Anſtalten handelt, iſt be- 
ftritten.?) Für das Steuerrecht wird man die Orden 
und Kongregationen, die keine Rechtsfähigkeit erlangt 
haben, in Übereinſtimmung mit dem bürgerlichen Recht als 
nicht rechtsfähige Vereine zu behandeln haben. 
Das Reichsgericht hat in mehreren Urteilen?) die Merkmale 
eines nichtrechtsfähigen Vereins darin gefunden, daß eine 
auf die Dauer berechnete Verbindung einer größeren An⸗ 
zahl von Perſonen zur Erreichung eines gemeinſamen 
Zwecks vorliegt, die körperſchaftlich eingerichtet iſt, einen 
Geſamtnamen führt und auf einen wechſelnden Mitglieder⸗ 


2) Einzelheiten aus dem Schrifttum bei Kratz ga O. Deutſche 
Steuer⸗Zeitung 1939 S. 714 Abſchnitt 2. 
) NG in Zivilſachen Bd. 80 S. 96, Bd. 74 S. 371, Bd. 95 S. 192. 


beſtand angelegt iſt. Dementſprechend hat das Reichsgericht 
ſowohl die einzelnen Ordensniederlaſſun⸗ 
gen (in Bd. 97 S. 122) wie auch die Ordensprovin⸗ 
zen (in Bd. 113 S. 125) als nichtrechtsfähige Vereine be⸗ 
zeichnet. Orden, die — z. B. durch Verleihung der Korpo⸗ 
rationsrechte — Rechtsfähigkeit erlangt haben, 
find bei der Beſteuerung als rechtsfähige Vereine 
zu behandeln (NStBI 1939 S. 66 Nr 43). 


4. Steuerträger 
a) Einheitstheorie 

Bei der ſteuerlichen Unterſuchung der Orden hat ſich er- 
geben, daß man bei den monaſtiſchen Orden jede 
Abtei einſchließlich etwaiger Niederlaſſungen) entſprechend 
ihrer ordensrechtlichen Selbſtändigkeit in der Regel auch 
ſteuerlich als ſelbſtändigen Steuerträger 


(Steuerperſon) behandeln kann. Es hat ſich aber als un⸗ 


zweckmäßig herausgeſtellt, bei den hierarchiſchen 
Orden die einzelnen Ordensniederlaſſungen — mögen ſie im 
Einzelfall auch Rechtsfähigkeit beſitzen und nicht unbedeutend 
ſein — ebenfalls als ſelbſtändige Steuerperſonen zu be⸗ 
handeln. Die ivirtichaftlichen und finanziellen Beziehungen 
der verſchiedenen Niederlaſſungen zu den übergeordneten 
Ordensverbänden (Provinzialat == Ordensprovinz, Gene- 
ralat) ſind meiſt ſo eng und oft ſo verwickelt, daß man nur 
durch Zuſammenfaſſung der einzelnen Teile zu einem 
Ganzen (Einheitstheorie) zu betriebswirtſchaftlich 
und damit auch ſteuerlich richtigen Ergebniſſen gelangt. 
Solche Zuſammenfaſſungen verurſachen zwar ſowohl den 
Orden als auch der Betriebsprüfung, die ſie oft ſelbſt vor⸗ 
nehmen muß, zunächſt Mehrarbeit. Manche Orden haben 
aber trotzdem die Zuſammenfaſſung begrüßt, weil ſie erkannt 
haben, daß ſie ſelbſt dadurch eine beſſere Überſicht und 
größere Klarheit über ihre wirtſchaftlichen Verhältniſſe ge⸗ 
winnen und auf die Dauer Arbeit erſparen. Für die Reichs⸗ 
finanzverwaltung bedeutet die aus der Einheitstheorie ſich 
ergebende Zuſammenfaſſung außerdem eine weſentliche Ver- 
waltungsvereinfachung. Sie ift alfo auch 8 2 Abſatz 2 
StAnpch gemäß zuläſſig, wonach Ermeſſensentſcheidungen 
1 Billigkeit und Zweckmäßigkeit zu treffen 
ind. 


b) Einſchränkungen der Einheitstheorie) 

Wenn auch damit für die Beſteuerung der Orden die 
Einheitstheorie grundſätzlich gerechtfer⸗ 
tigt iſt, ſo können ſich doch noch Zweifel ergeben, wie weit 
ſie im Einzelfall verwirklicht werden ſoll. Es treten nämlich 
die im folgenden behandelten Fragen auf. 


c) Inländiſche Mutterhäuſer und inländi- 

ſche Niederlaſſungen 

Muß man bei einem Orden, deſſen Generalat und deſſen 
Provinzialate einſchließlich aller Niederlaſſungen in Deutſch⸗ 
land liegen, das Generalat zum alleinigen Steuer⸗ 
träger für den geſamten Ordensverband beſtimmen, oder 
kann man neben dem Generalat jede Ordensprovinz 
ſelbſtändig beſteuern? Da der Ordensgeneral in der 
Regel zugleich für mehrere Niederlaſſungen auch die Auf- 
gaben eines Provinzials verſieht, bleibt das Generalat als 
ſolches im zweiten Fall außer Betracht, das heißt: das 
Generalat wird dann ſteuerlich bloß als ſelbſtändiges Pro 
vinzialat behandelt. 


Dieſe Frage kann nicht einheitlich entſchieden 
werden. Führen die einzelnen Ordens provinzen in 
organiſatoriſcher, wirtſchaftlicher und finanzieller Beziehung 
ein Eigenleben, dann kann man jie mit den ihnen an⸗ 
geſchloſſenen Niederlaſſungen auch als ſelbſtändige Steuer⸗ 
perſonen behandeln. Wer ſolche wirtſchaftlich ſelb⸗ 
ſtändige Ordensprovinzen bei dem Generalat ſteuerlich 
zuſammenfaſſen will, muß ſtets mit dem nicht unbeachtlichen 
Einwand rechnen, daß der General, weil er nur in geiſt⸗ 
lichen Dingen Aufſichtsrechte über die Ordensprovinzen 


4) Eine Erweiterung der Einheitstheorie ergibt fi) aus den 


Ausführungen im Abſchnitt 4e (Gilfsgeſellſchaften). 
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beſitzt, die von ihm verlangten Steuererklärungen aus 
eigenem Wiſſen gar nicht abgeben und auch die ſonſtigen 
Steuerpflichten aus eigener Macht nicht erfüllen kann. Des- 
halb wird man in allen Fällen, in denen ein inländiſches 
Generalat für die ihm angeſchloſſenen Ordensprovinzen 
nur geiſtliche Dinge zu regeln hat, zweckmäßig von 
einer Zuſammenfaſſung des geſamten Ordens an der Spike, 
alſo von einer Beſteuerung beim Generalat, abſehen. 


Obliegt dagegen dem Generalat neben der geiſt⸗ 
lichen Leitung auch die Vermögens verwaltung 
und damit die wirtſchaftliche und finanzielle 
Oberleitung des geſamten Ordens, dann be⸗ 
ſtehen gegen deſſen zuſammenfaſſende Veſteuerung beim 
Generalat keine Bedenken. Die geforderten Vorausſetzungen 
ſind z. B. anzunehmen, wenn die Ordensprovinzen nur in 
beſchränktem Umfang über Ordensmittel verfügen dürfen, in 
wichtigen wirtſchaftlichen und finanziellen Fragen aber die 
Genehmigung oder Entſcheidung des Generals einholen 
müſſen, insbeſondere, wenn jie alle zur Veſtreitung ihrer 
notwendigen Bedürfniſſe nicht erforderlichen Geldmittel an 
das Generalat abzuführen haben. 


d) Ausländiſche Mutterhäuſer 

ländiſche Niederlaſſungen 

Manche ausländiſche Orden unterſtehen ordensrechtlich 
ausländiſchen Mutterhäuſern, von denen fie 
gewöhnlich früher als Zweigniederlaſſungen gegründet wor- 
den ſind. Anderſeits haben manche deutſche Orden im Laufe 
der Zeit auch ſelbſt im Ausland Niederlaſſun⸗ 
gen errichtet, für die fie durch — oft unentgeltliche 
— Ausbildung und Entſendung jüngerer Ordensmitglieder 
(Nachwuchs) und durch finanzielle Unterſtützung laufend 
ſorgen. Soll die Einheitstheorie auch in ſolchen Fällen ohne 
jede Einſchränkung verwirklicht werden? 


Befindet ſich das Mutterhaus eines inländiſchen Ordens 
im Ausland, dann könnte man vielleicht auf Grund der 
Einheitstheorie daran denken, das ausländiſche Mutterhaus 
im Inland nach den für beſchränkt Steuerpflich⸗ 
lige geltenden Grundſätzen (8 2 KStG, § 2 VSG) zu be- 
ſteuern. Abgeſehen von rechtlichen Bedenken wird davon 
jedoch auch aus Zweckmäßigkeitsgründen Abſtand genom— 
men, zumal man in ſolchen Fällen die unbeſchränkte Steuer⸗ 
pflicht der deutſchen Orden durch geeignete, aber auch ſachlich 
gerechtfertigte Beſteuerungsgrundſätze ſo umgrenzen kann, 
daß das gleiche Ergebnis erzielt wird. So werden angeb- 
liche Darlehen, die das ausländiſche Mutterhaus der in— 
ländiſchen Zweigniederlaſſung bei deren Gründung oder 
Erweiterung gegeben hat, als Dot ationen“) behandelt, 
die ſteuerlich nicht abzugsfähig ſind, weil die inlän— 
diſche Zweigniederlaſſung dadurch mit dem erforderlichen 
Vetriebskapital ausgeſtattet werden jol (Kapitalaus-⸗ 
ſtattun g). 


Iſt eine ſolche Dotation nun als Einlage, Be- 
teiligung oder als Schenkung zu beurteilen? Da 
der Geber gewöhnlich keine feſten Zins-, Gewinn- oder Niiet- 
forderungsanſprüche im Rechtsſinn hat, nach den Erfah— 
rungen der Betriebsprüfung ſolche Anſprüche in der Regel 
auch nicht geltend gemacht werden, wird man die Dota- 
tionen wohl meiſtens als Schenkungen anſprechen 
dürfen. 

Aus dieſer Beurteilung ergeben ſich wichtige Folge— 
rungen für den umgekehrten Fall, daß ein deutſcher 
Orden im Ausland eine Zweigniederlaſſung 
errichtet. Die Ordensbeſtenerung ſoll ſich aus Zweckmäßig— 
keitsgründen auch hier nur auf das Inland erſtrecken. Des⸗ 
halb wird die Organ- oder Filialtheorie bei deutſchen 
Mutterhäuſern mit ausländiſchen Niederlaſſungen nicht an⸗ 
gewendet. i ſolchen ausländiſchen Niederlaſſung 


und aus⸗ 


Das einer 

5) Sägmüller, aaO. Bd. IT S. 397: „Auch müſſen zwolf 
Religioſen aus der Dotatfon des zu gründenden Kloſters ent⸗ 
ſprechend leben können.“ Sägmüller führt dazu mehrere kirchliche 
Vorſchriſten mit dem VBemerken an: „Es darf fein Kloſter ge- 
gründet, erweitert oder verändert werden unter Ktontrahierung 
von Schulden.“ 
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durch Dotalkon zugewendete und das von der Nieder— 
laſſung noch hinzu erworbene Vermögen wird alſo im 
Inland bei der Vermögenſtener des Mutterhauſes weder 
unmittelbar noch mittelbar durch Anſetzen einer Art Be— 
teiligung oder dergleichen erfaßt. Aus den gleichen Gründen 
bleibt auch der Gewinn der ausländiſchen Niederlaſſung 
im Inland außer Betracht. 


Dieſe ſteuerliche Loslöſung der ausländischen Nieder: 
laſſungen von ihrem deutſchen Mutterhaus iſt bei etwaigen 
Ausgaben für die ausländiſchen Nieder⸗ 
laſſungen entſprechend zu berückſichtigen. Das heißt: 
Der Gewinn des Mutterhauſes darf durch Ausgaben für 
eine ſolche Niederlaſſung nicht geſchmälert werden. Unkoſten, 
die z. B. durch unentgeltliche Ausbildung, Einkleidung uſw. 
von Schweſtern entſtehen, die für das Ausland beſtimmt 
ſind, müſſen alſo dem Gewinn hinzugeſetzt werden, da 
derartige Ausgaben ſtenerlich eine Gewinnverwendung = 
verdeckte Gewinnausſchüttung bedeuten. Frei⸗ 
willige Zuwendungen (Dotationen) des Mutterhauſes aus 
ihrem Vermögen an eine ausländiſche Niedere 
laſſung ſind ſteuerlich 
urteilen. 


als Schenkungen zu be 


e) Hilfsgeſellſchaften 


Vioiele Orden haben — meiſt in der Rechtsform einer 
SmbH oder AG — beſondere Körperſchaften gegründet, auf 
die dann das geſamte Ordensvermögen oder wenigſtens der 
Grundbeſitz übertragen worden ijt. Auch für Betriebe ge- 
werblicher Art bedienen ſich die Orden gern derartiger 
Rechtsformen, beſonders in ſolchen Fällen, in denen Art 
und Umfang ihrer kaufmänniſchen Betätigung in der 
Iffentlichkeit möglichſt wenig in Erſcheinung treten ſollen. 
Der Betriebsprüfungsdienſt der Reichsfinanzverwaltung be- 
zeichnet ſolche Körperſchaften der Orden als Hilfsge⸗ 
ſellſchaften, weil ſie — wie viele Unterſuchungen er⸗ 
geben haben — in der Regel gar kein eigengeſetzliches und 
eigenwirtſchaftliches Leben führen, jondern nur den Zwecken 
des Ordens dienſtbar gemacht werden. Die eigenen Belange 
einer ſolchen Körperſchaft und die Belange der meiſt nur 
für, die Gründung vorgeſchobenen Geſellſchafter 
müſſen ſtets hinter die Belange des Ordens zurücktreten. 
Viele derartiger Körperſchaften treten in der Offentlichkeit 
überhaupt nicht hervor. 


Für die ſteuerliche Beurteilung folder Hilfs- 
geſellſchaften iſt es wichtig, kurz auf die Gründe einzu— 
gehen, die vermutlich zu deren Errichtung geführt haben. 
Dabei muß man die nichtrechtsfähigen Orden und die rechts— 
fähigen Orden getrennt betrachten. 


Nichtrechtsfähigen Orden fehlt die Vermögens⸗ 
fähigkeit. Das in ihnen vorhandene Vermögen ſteht redt- 
lich im Allein- oder Miteigentum der einzelnen Ordensmit⸗ 
glieder, wodurch eine geordnete Vermögensverwaltung (3. B. 
Ankauf und Verkauf von Grundbeſitz) ſehr erſchwert wird. 
Auch zum Erwerb der Erbfähigkeit und zur Abwehr von 
Auseinanderſetzungsanſprüchen ausgeſchiedener Ordensmit⸗ 
glieder) ift eine eigene Rechtsfähigkeit für die Orden tvid- 
tig. Der Erwerb dieſer Rechtsfähigkeit (der ſogenannten 
Korporationsrechte) war aber nach ſtaatlichem Recht früher 


für die Orden ſchwierig, mitunter faſt unmöglich.“) Deshalb 


drängte ſich die Frage auf, ob man nicht auf andere Weiſe 
wenigſtens in vermögens rechtlicher Be⸗ 
ziehung eine der juriſtiſchen Perſon ähnliche Rechtsſtel⸗ 
lung erlangen könne. Die Orden halfen fid durch Grim- 
dung einer Aktiengeſellſchaft, einer Geſellſchaft mit be 
ichränfter Haftung, einer eingetragenen Genoſſenſchaft oder 
eines eingetragenen Vereins. Über die Zuläſſigkeit eines 
ſolchen Verfahrens iſt im Anſchluß an zwei Entſcheidungen 
des preußiſchen Kammergerichts (Rechtſprechung der Ober⸗ 
landesgerichte Band 8 S. 164, Band 9 S. 371) im Schrift- 


Hinweis auf die Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilſachen Band 113 Seite 125. 
) Kratz aa. Deutſche Steuer-Zeitung 1939 Seite 714 Ab- 
ſchnitt 3. 
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tum ein lebhafter Streit entſtanden.“) Wurden derartige 
Geſellſchaften von einem Orden (Niederlaſſung) als 
ſolchem oder von der Geſamtheit ſeiner Mitglieder 
gegründet, dann waren ſie früher nichtig in ſolchen 
Staaten, die den Erwerb der Korporationsrechte von einem 
beſonderen Geſetz, landesherrlicher Verleihung oder Ver— 
ordnung abhängig machten; denn ſie bedeuteten dann eine 
Umgehung der landesgeſetzlichen Vorſchriften und waren 
deshalb verboten. Ein Gründung durch einzelne 
Ordensmitglieder war dagegen zuläſſig, „weil hier das neue 
Rechtsſubjekt nicht identiſch und darum wirtſchaftlich nicht 
gleichwertig mit einem durch Verleihung der Korporations⸗ 
rechte geſchaffenen Rechtsſubjekt iſt (Gieje). In den Staaten 
dagegen, in denen die ſtaatlich genehmigten Niederlaſſungen 
überhaupt nur auf privatrechtlichem Weg Rechtsfähigkeit er- 
langen können, dürfen auch die Niederlaſſungen als ſolche 
oder durch die Geſamtheit ihrer Mitglieder eines der ge- 
nannten Mittel zum Erwerb der Rechtsfähigkeit ergreifen“. 
Ebers in ſeinem Artikel „Orden“ bei Stengel⸗Fleiſchmann, 
Wörterbuch des Deutſchen Staats⸗ und Verwaltungsrechts, 
2. Auflage, Band II S. 28 zu § 5 Ziffer 2. Über den Erwerb 
der Rechtsfähigkeit durch Orden nach heutigem R echt 
ſiehe Kratz, Deutſche Steuer⸗Zeitung 1939 S. 714 Mb- 
ſchnitt 3 a. 


Danach iſt alſo der Grund für die Errich⸗ 
tung beſonderer Körperſchaften bei nicht— 
rechtsfähigen Orden wohl vorwiegend in 
dem Bedürfnis zu ſuchen, ſich die Teilnahme 
am allgemeinen Rechts- und Wirtſchafts— 
leben zu erleichtern. 


Bei den rechtsfähigen Orden entfällt dieſer 
Grund. Denn ſie können, weil ſie geſchäfts⸗ und vermögens⸗ 
fähig ſind, Wirtſchaftsgüter nach den allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten des bürgerlichen Rechts erwerben. Die Erwerbsfähigkeit 
auch der rechtsfähigen Orden war aber früher in den deut⸗ 
ſchen Staaten durch die ſogenannten Amortiſations⸗ 
geſetze mehr oder weniger beſchränkt, die den Zweck ver- 
folgten, eine übermäßige Vermögensanſammlung in der 
Hand der juriſtiſchen Perſonen, insbeſondere in der „manus 
mortua“ der Kirche und der geiſtlichen Geſellſchaften zu 
vereiteln oder zu erſchweren. Durch die Unveräußerlichkeit 
des Kirchenguts und die Immunität der Kirche war deren 
Vermögen dem Wirtſchaftsleben in der Regel entzogen. Eine 
Zuwendung an die Kirche wurde als Tötung für den Welt- 
verkehr S admortisatio bezeichnet. Die Amortiſations⸗ 
geſetze ſetzten deshalb dem Erwerb der toten Hand Schran⸗ 
ken, verboten Zuwendungen an ſie oder erſchwerten ſolche 
durch das Erfordernis der Genehmigung. Artikel 86 bis 88 
EGBGB gemäß find die Amortiſationsgeſetze bei Einfüh- 
rung des BGB unberührt geblieben. Die meiſten deutichen 
Staaten haben aber ihr Amortiſationsrecht in ihren Aus⸗ 
führungsgeſetzen zum BGB neu geregelt. Eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der amortiſationsgeſetzlichen Beſtimmungen der 
Ausführungsgeſetze vom BGB findet fich in dem Artikel von 
Meurer „Amortiſationsgeſetze“ bei Stengel⸗Fleiſchmann, 
Wörterbuch des Deutſchen Staatz- und Verwaltungsrechts, 
2. Auflage, Band I S. 92. Daraus ergibt fich, daß in manchen 
Staaten nur Schenkungen und letztwillige Zuwendungen 
genehmigungspflichtig waren, die einen beſtimmten Vetrag 
(Summa pragmatica, meiſt 5000 RM) überſtiegen, in 
manchen Staaten daneben auch noch der Grundſtückserwerb. 
Wo aber juriſtiſche Perſonen zum Erwerb von Grundſtücken 
der ſtaatlichen Genehmigung bedurften, wurden oft Unter— 
ſchiede gemacht. So bedürfen zum Beiſpiel gemäß Artikel 7 
§ 1 des preußiſchen ABGB zum Grundſtückserwerb 
keiner Genehmigung „iuriſtiſche Perſonen, deren Rechts⸗ 
fähigkeit auf einem neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch be⸗ 
ſtehenden Reichsgeſetz beruht“, womit insbeſondere Aftien- 
geſellſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und 
eingetragene Genoſſenſchaften gemeint ind, Daraus N 
gibt ſich, daß auch rechtsfähige Orden oft 
ein Intereſſe daran haben konnten, ſich für 

) Hinweis auf Kahl, Die Errichtung von Handelsgeſell— 
ſchaften durch Religioſe, Verlin 1900. 


den Grundſtückserwerb eine AG oder G m b S 
su ſchaffen, nämlich dann, wenn ein ſolcher Orden be- 
fürchten mußte, daß ihm ſelbſt keine Genehmigung erteilt 
würde.“) 

Bei dieſer Lage der Dinge iſt es gerechtfertigt, ſolchen 
Hilfsgeſellſchaften der Orden für beſtimmte 
Steuern feine Bedeutung beizumeſſen. Wie oben 
ſchon ausgeführt wurde, führen ſie überhaupt kein eigen⸗ 
geſetzliches und eigenwirtſchaftliches Daſein. Ihre eigenen 
Belange und die Belange der meiſt vorgeſchobenen Geſell⸗ 
ſchafter werden ſtets den Belangen des Ordensverbandes 
untergeordnet. Sehr oft treten fie (z. B. reine Grundſtücks⸗ 
geſellſchaften) nach außen gar nicht in Erſcheinung und ſind 
dann der Sffentlichkeit gewöhnlich ganz unbekannt. Aber 
wenn das auch nicht zutrifft, iſt ihre Unſelbſtändigkeit ſo 
groß, daß ſie nur als willenloſes Wer kzeug des 
Ordens angeſprochen werden können. Zahlreiche Betriebs⸗ 
prüfungen haben ergeben, daß es ſowohl für die Orden als 
auch für die Reichsfinanzverwaltung am einfa ch iten ift, 
ſolche Körperſchaften der Orden jedenfalls für die Ver- 
mögen», Körperſchaft- und Umſatzſteuer als nicht vorhanden 
zu betrachten und deren Vermögen, Gewinn und 
Um ſatz ohne weiteres beim Orden ſelbſt zu 
Werten P 


Die „Prüfungsanweiſungen“ ſtützen in ihrem Mb- 
ſchnitt BIA ein ſolches Verfahren auf das Urteil des Rx 
in RSBI 1937 S. 4 Nr 5, in dem der Ric eine Gmb 
der Deutſchen Reichsbahn als keine ſelbſtändige Rechts⸗ 
perſönlichkeit des Steuerrechts behandelt hat, weil ſie wirt⸗ 
ſchaftlich bloß als ein unſelbſtändiger Teil (Verwaltungs⸗ 
abteilung) der Reichsbahn anzuſprechen war. Man könnte 
fich auch auf § 1 Abſatz 3 Stp berufen. Steuerrechtlich 
wird man aber den tatſächlichen Verhältniſſen wahrſcheinlich 
am beſten gerecht, wenn man ſolche Hilfsgeſellſchaften § 11 
Ziffer 2 und 3 StAnpG gemäß als Treuhänder der 
Orden behandelt. Dadurch wird für die Vermögen⸗, Körper⸗ 
ſchaft⸗ und Umſatzſtener das gleiche Ergebnis erzielt. Für 
die übrigen Steuern (3. B. Kapitalverkehrſteuern, 
Wechſelſteuer, Urkundenſteuer) bleibt dann aber die 
gewählte Rechtsform beachtlich. Der NEG hat 
in feiner Entſcheidung NSB! 1930 S. 820 Nr 989 das Ner- 
hältnis einer ſolchen Hilfsgeſellſchaft zu dem zugehörigen 
Orden ebenfalls als Treuhandverhältnis beurteilt, trotzdem 
aber deren Geſellſchaftſteuerpflicht bejaht. Er führt aus: 
„Ter Zweck der beſchwerdeführenden Geſellſchaft (Gmb) 
iſt zugeſtandenermaßen kein anderer, als auf dem Wege über 
ein Treuhandverhältnis dem Orden Eigentum an 
Grundſtücken zu ermöglichen, das er nach der Ordensregel 
nicht beſitzen darf, und die Rechtsbeſchwerde führt im An— 
ſchluß hieran ſelbſt aus, daß wi tſchaftlich ſich die 
Geſellſchaftvom Orden nichtunterſcheidet'“. 
Weiter Hinweis auf eine ähnliche Entſcheidung des Preu⸗ 
ßiſchen OV Band 84 S. 39, 


Bei einer ſolchen Beurteilung beſtehen allerdings gegen 
das Urteil des Rich im NEVI 1939 S. 1007 Nr 1017 Be⸗ 
denken. Dort iſt für die Einheitsbewertung und damit für 
die Vermögenſteuer eine ſolche Hilfsgeſellſchaft als ſteuerlich 
beachtliche ſelbſtändige Steuerperſon bezeichnet und — im 
Gegenſatz zu der Entſcheidung RStBl 1930 S. 820 Nr 989 
— ein Treuhandverhältnis abgelehnt worden. Da die Ent⸗ 
ſcheidung jedoch hauptſächlich auf Erwägungen rechtsförm⸗ 
licher Art beruht und der Streifall anſcheinend keine Ver⸗ 
anlaſſung geboten hat, auch in die oben gezeigten Zuſammen⸗ 
hänge tiefer einzudringen, ijt es erwünſcht, daß der NAS 
bei einer nochmaligen Prüfung der Frage an ſeiner Auf— 
faſſung nicht feſthält. 

„) Die Frage, ob die Vorbehaltsbeſtimmungen der Artikel 86 
big 995 EGBGB und die darauf beruhenden amortiſatiousrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen der Ausführungsgeſetze zum BB durch die 
Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 außer Kraft geſetzt worden 
lind, wird von Utz, Das Recht der katholiſchen Orden und Kon- 
gregationen in Bayern (Augsburg 1932) Seire 77, verneint. 

10) Solche Hilfsgeſellſchaften unterliegen jedoch nach RStüt 
1930 S. 820 Nr 989 der Geſellſchaftſteuer. 
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Legt man, wie es in den Prüfungsanweiſungen des 
Hauptorts Köln und in dieſem Aufſatz geſchehen iſt, den 
Hilfsgeſellſchaften für die Körperſchaft-, Vermögen- und 
Umſatzſteuer keine jtenerliche Bedeutung bei, dann werden 
dieſe Hilfsgeſellſchaften ohne weiteres von der Einheits 
theorie mitumfaßt, die dadurch in einer auch von den 
Orden ſelbſt bisher gebilligten Weiſe erweitert wird. 
Das bringt den Orden ſowohl Vorteile wie Nachteile. Ein 
Vorteil ergibt fih z. B. für fie daraus, daß bei An⸗ 
erkennung des Treuhandverhältniſſes das Vermögen der 
Hilfsgeſellſchaft nur einmal — und zwar beim Orden — der 
Vermögenſteuer unterliegt, während es ſonſt zweimal davon 
erfaßt wird, nämlich zunächſt bei der Hilfsgeſellſchaft und 
ſodann nochmals durch Bewertung von deren Anteilen beim 
Orden, da dieſer keine Schachtelvergünſtigung beanſpruchen 
kann. Bei der Körperſchaftſteuer verhält es ſich ähnlich. 
Die Anerkennung des Treuhandverhältniſſes hat ander— 
ſeits für die Orden den Nachteil, daß alle ſteuer— 
ſchädlichen Umſtände, die beim Orden ſelbſt vorliegen, ſich 
ohne weiteres auch bei den Hilfsgeſellſchaften auswirken, 
3. B. Satzungsmängel, Verneinung ausſchließlicher 
(Gemeinnützigkeit uſw. wegen des Strebens nach der chriſt— 
lichen Vollkommenheit oder Selbſtheiligung (NEBI 1938 
S. 1180 Nr 1141). 

Die Auffaſſung des Betriebsprüfungsdienſtes beruht 
nicht auf einem Abwägen dieſer ſteuerlichen Vorteile und 
Nachteile, fie ift vielmehr rein ſachlichen Erwägungen ent- 
ſprungen. Nicht das, was Scheint, ſondern das, was ift, 
ſoll maßgebend ſein. Die Hilfsgeſellſchaften führen nur ein 
Scheindaſein, Herr und Meiſter über ſie ſind die Orden. 
Hinzu kommt, daß bei der Beſteuerung der Orden nicht 
jeder Tatbeſtand nach bürgerlich-rechtlichen Grundſätzen für 
fich allein, ſondern $ 1 Abſ. StAnp® gemäß nur im Aus 
ſammenhang mit den Ordensgepflogenheiten betrachtet 
werden darf. Man gelangt bei den Orden auf den ver- 
ſchiedenen Steuergebieten nur dann zu einer vernünftigen 
Regelung, wenn man ſtets von den gleichen, einheitlich an⸗ 
zuwendenden Grundſätzen ausgeht, die nur durch eine der 
Wirklichkeit möglichſt nahekommende Geſamtbetrachtung 
des Ordensweſens gewonnen werden können. 


5. Fa milientheorie 

Die Einheitstheorie regelt die Frage, wie die 
Orden und deren einzelne Glieder für die Beſteuerung 
äußerlich abzugrenzen find. Die Familien- 
theorie ſtellt klar, welche Folgerungen ſich aus dem 
inneren Aufbau und aus der Verfaſſung der 
Orden für deren Beſteuerung ergeben. 

Die juriſtiſche Natur der Orden wird, wie ich ſchon in 
meinem Aufſatz DSE 1939 S. 713, 71 Abſchnitt 2 ein— 
gehend ausgeführt habe, verſchieden beurteilt. Die Katho— 
liſche Kirche erblickt in ihnen Anstalten") Darum lag 
es für die Orden nahe, die gleiche Auffaſſung auch für das 
Steuerrecht zu vertreten. Man wollte dabei die SZ um me 
der bei den Klöſtern vorhandenen ſachlichen und re t- 
lichen Mittel (Grundbeſitz, Gebäude, Einrichtungen, 
Kapitalvermögen, Rechte uſw.) zu einer Einheit zu- 
ſammenfaſſen, die dann als das Weſentliche und 
Bleibende gegenüber dem ſtets wechſelnden Be- 
ſtand an Ordens mitgliedern in den Vorder— 
Krund treten Tolfte Weiter wollte man die Ordensmit— 
glieder ſelbſt ftenerlich als eine Art von Arbeitneh— 
mern behandelt wiſſen mit der Folge, daß die Orden alle 
Aufwendungen für ſie als Betriebsausgaben von ihrem Ge— 
winn abziehen durften. 

Der Betriebsprüfungsdienſt der Reichsfinanzverwal— 
tung hat jedoch für das Steuerrecht den Anſtaltscharakter 
der Orden als nicht entſcheidend angeſehen und auch die 
Arbeitnehmertheorie abgelehnt. Er hat an deren Stelle die 
Familientheorie entwickelt, für die die folgenden 
Erwägungen maßgebend waren. 


„ 1) Lammeyer, Die juriſtiſchen Perſonen der Katholiſchen 
Mire. Paderborn 1929, Seile 65. Über öffentliche Anſtalten ſiehe 
Fleiner, Anſtilutionen des deutſchen Verwaltungsrechts, 6. und 
7. Auflage 1922, Seite 200. 


Aus dem kirchenrechtlichen Begriff der Orden (Hinweis 
auf Abſchnitt 2) folgt, daß es ſich dabei um Vereine auf kon⸗ 
feſſioneller Grundlage handelt, in denen ſich die Ordens- 
mitglieder freiwillig für ihr ganzes Leben auf Gedeih und 
Verderb zu einer unauflöslichen „Ordens familie“ 
zuſammengeſchloſſen haben. Ob die Ordensfamilie reich 
oder arm oder völlig mittellos ift, was bei den ſogenannten 
Mendikantenorden (Bettelorden) eigentlich zutreffen ſollte, 
iſt für die Rechtsnatur der Orden nebenſächlich. Deshalb 
kann auch bei deren ſteuerlicher Beurteilung der An- 
ſtaltscharakter nicht ausſchlaggebend ſein. 
Es muß vielmehr die Ordensfamilie als ſolche in 
den Vordergrund gerückt werden. 


Das einzelne Ordensmitglied hat durch ſeine Unter⸗ 
werfung unter die Ordensregel und durch das Gelübde des 
Gehorſams auf jede eigenmächtige Geſtaltung ſeines Lebens 
und ſeiner Arbeitsverhältniſſe verzichtet. Das Gelübde der 
Armut bedeutet weiter den Verzicht auf eine Entlohnung, 
die dem Wert der geleiſteten Arbeit entſpricht. Hinzu kommt, 
daß bei Rechtshandlungen in wichtigen Fällen nach außen 
nur der Orden, nicht aber die einzelnen Ordensmitglieder 
in Erſcheinung treten, obwohl ſie nachher die von dem 
Orden übernommenen Verpflichtungen für dieſen durch ihre 
perſönlichen Leiſtungen erfüllen müſſen. Hinweis auf die in 
den weſentlichen Punkten faſt übereinſtimmenden Verträge 
der Orden mit Krankenanſtalten über die ſogenannte 
Schweſterngeſtellung. Daraus ergibt ſich, daß ſtets die Per⸗ 
ſonenvereinigung als ſolche das Weſentliche iſt, hinter deren 
Geſamtbelange die perſönlichen Belange der einzelnen 
Ordensmitglieder völlig zurücktreten. Für das Steuerrecht 
muß darum auch die Arbeitnehmertheorie abgelehnt werden; 
denn das Verhältnis der Ordensmitglieder zum Orden kann 
weder als Arbeitnehmerverhältnis noch als ein dieſem ähn⸗ 
liches Verhältnis bezeichnet werden. Es fehlen dafür alle 
begrifflichen Vorausſetzungen. 


Für die Richtigkeit dieſer Beurteilung kann man ſich 
auch noch auf die Reichsverſicherungsordnung 
(NBO) berufen. § 165 RVO gemäß find Arbeiter, Betriebs⸗ 
beamte, Angeſtellte uſw. für den Fall der Krankheit zu ver- 
ſichern. Durch § 172 Ziffer 4 RVO werden jedoch „Mit⸗ 
glieder geiſtlicher Genoſſenſchaften“ von der Krankenper⸗ 
ſicherung befreit, „wenn ſie ſich aus überwiegend religiöſen 
oder ſittlichen Beweggründen mit Krankenpflege, Unterricht 
oder anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beſchäftigen und 
nicht mehr als freien Unterhalt oder einen geringen Entgelt 
beziehen, der nur zur Beſchaffung der unmittelbaren Lebens⸗ 
bedürfniſſe an Wohnung, Verpflegung, Kleidung und der⸗ 
gleichen ausreicht“. Es wird unterſtellt, daß in Krankheits- 
fällen die Ordensfamilie hilft, ebenſo wie bei Unfällen, da 
die Ordensmitglieder durch § 554 Ziffer 6 RVO auch von 
der Unfallverſicherung ausgenommen find, „wenn ihnen 
nach den Regeln ihrer Gemeinſchaft lebenslängliche Ver- 
ſorgung gewährleiſtet iſt“, was wohl ſtets zutrifft. i 

Die Familientheorie fußt auf dem Zweck und der Wir- 
lung der drei Ordensgelübde, von denen das Armuts- 
gelübde dem Kirchenrecht gemäß für die Perſon des 
Ordensangehörigen Vermögens-, Erwerbs- und Teſtier⸗ 
unfähigkeit nach ſich zieht mit der Folge, daß alles, was das 
Ordensmitglied als Eigentum hat oder erwirbt, dem Kloſter 
zufälltte). Die Ordensgelübde ſtellen zwar nur ordensrecht⸗ 
lich und innerkirchlich bedentſame Handlungen dar, die heute 
— anders als früher) — keinerlei hürgerlich-echtliche 
Wirkung mehr ausüben. Denn das BGB hat die Rechts⸗ 
beſchränkungen der Ordensleute beſeitigt; dieſe find jetzt in 
Teutſchland rechts-, vermögens⸗ und erwerbsfähig und 
können über ihr Vermögen unter Lebenden wie von Todes 


12) Hinweis auf die in der DStz 1939 S. 723 näher bezeich⸗ 
neten Werke von Gieſe S. 368, Grauer S. 113, Utz S. 130. 
Ordensmitglieder werden nach Kirchenrecht nur durch das 
„foterliche“ Gelübde der Armut, wie oben ausgeführt, Ver- 
mögensunfähig uſw. Bei „einfachen“ Gelübden bleiben ſie da⸗ 
gegen perſönlich vermögensfähig und können über ihr Vermögen 
(3. B. durch Teſtament) frei beſtimmen, jic dürfen es allerdings 
zu ihren Lebzeiten nicht ohne Gegenleiſtung verſchenken, auch nicht 
ihrem eigenen Orden. 
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wegen frei verfügen. Trotzdem kann dieſe bürgerlich-recht⸗ 
liche Stellung der Ordensleute für die hier in Betracht kom⸗ 
menden Steuerfragen nicht ausſchlaggebend ſein, da die 
Ordensleute erfahrungsgemäß die kirchenrechtlichen Be- 
ſchränkungen beachten und auf die ihnen nach dem BGB 
offenſtehenden Möglichkeiten in der Regel verzichten. 

Die Familientheorie iſt für die ſteuerliche Beurteilung 
mancher Erſcheinungen des Ordensweſens von grundlegender 
Bedeutung. Sie ſtellt klar, daß die einzelnen Ordensmit⸗ 
glieder dem Orden nicht wie fremde Dritte gegenüberſtehen, 
ſondern ein Teil von ihm find. Sie verlangt weiter §1 Ab- 
ſatz 3 Stünpch gemäß eine hinreichende Würdigung der 
ordensrechtlichen Bindungen und herkommensmäßigen Ge⸗ 
pflogenheiten, die ſelbſt dann, wenn man ſich nach außen 
einwandfreier Formen und Geſtaltungsmöglichkeiten des 
bürgerlichen Rechts bedient, mitunter eine abweichende 
ſteuerliche Beurteilung gebieten. 

Wenn alſo die Mitglieder eines beſchaulichen Ordens 
ihren Lebensunterhalt in der Hauptſache aus den Geldein⸗ 
klinften des Ordeusvermögens (3. B. Zinſen, Miet⸗ und 
Pachteinnahmen) und nebenbei durch Selbftbewirtſchaftung 
eines landwirtſchaftlichen Gutes für den Eigenverbrauch be- 
ſtreiten, dann ift nach der Familientheorie dieſe Ordens- 
familie — wirtſchaftlich betrachtet — wie eine körperſchaft⸗ 
liche Rentnerfamilie zu beurteilen, die ohne beſondere 
Werbungskoſten ihre geſamten Einkünfte einſchließlich der 
zum Eigenverbrauch beſtimmten Entnahmen als Einkommen 
zu verſteuern hat. 

Wenn bei der Vermögenſteuer Schweſternmit⸗ 
giften (AStBl 1988 S. 1180 Nr 1141) und perſön⸗ 
liches Vermögen der Ordensmitglieder, ſoweit beide 
tatlſächlich in den Beſitz der Orden gelangt ſind,“) 
ſteu erlich dem Vermögen der Orden zugerechnet werden, 
dann findet eine ſolche Beurteilung ihre tiefſte Stütze eben⸗ 
falls in der hier auf dem Armutsgelübde fußenden Familien⸗ 
theorie; denn beide Vermögensteile könnten bürgerlich-recht⸗ 
lich anch den Ordensmitgliedern perſönlich zugerechnet wer— 


18) Hinweis auf § 11 Ziffer 4 Stanpcz. 


den.“) Das gleiche trifft zu, wenn man heute Entgelte 
für Arbeitsleiſtungen nicht bei den Ordensmit⸗ 
gliedern ſelbſt, ſondern beim Orden erfaßt, dem fie wegen 
des Armutsgelübdes unmittelbar zufallen. Die frühere 
Rechtſprechung des RFS in RStBl 1931 S. 663 Nr 695 
(Ordensfrau als Gewerbehauptlehrerin), 1932 S. 167 Nr 482 
(Krankenſchweſter), 1932 S. 497 Nr 509 (Ausübung der 
Seelſorge und des Religionsunterrichts durch Ordensgeiſt⸗ 
lichen), die Arbeitsentgelte der Ordensmitglieder als deren 
perſönliche, dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegende 
Einkünfte behandelt hat, ift heute jedenfalls inſoweit iiber- 
holt, als derartige Einkünfte bei den Orden erfaßt werden 
können. 

Auf Grund der Familientheorie wären auch Rück- 
ſtellungen der Klöſter für die ihnen nach Ordensrecht 
obliegende Altersverſorgung der Ordensmitglieder 
ſtenerlich allgemein abzulehnen. Denn derartige „Penſions— 
rückſtellungen“ können in der Regel nur beim Vorliegen 
echter Arbeits- oder Angeſtelltenverhältniſſe berückſichtigt 
werden, weil nach herkömmlicher Beurteilung die für die 
Altersverſorgung aufzuwendenden Beträge den Charakter 
eines „Ruhegehalts“ haben. Sie ſtellen tatſächlich zunächſt 
zurückbehaltene und erſt nachträglich ausgezahlte Teile des 
Arbeitslohnes dar. Die Ordensmitglieder ſtehen jedoch, wie 
oben dargelegt, zu ihren Orden in keinem Arbeitnehmerver 
hältnis. Deshalb handelt es ſich bei deren Altersverſorgung 
weniger um die Erfüllung einer den Gewinn mindernden 
oder das Vermögen belaſtenden Rechtspflicht als um die 
Erfüllung einer moraliſchen Pflicht, die ſich zwangsläufig 
aus dem Armutsgelübde ergibt. Wenn alfo z. B. ein sran- 
kenorden ſeine arbeitsunfähig gewordenen Krankenſchweſtern, 
deren Arbeitskraft er — abgeſehen von den geringen laufen— 
den Unterhaltskoſten — ihr ganzes Leben lang faſt inent- 
geltlich genutzt hat, im Alter verſorgt, dann iſt das nach der 
Familientheorie ſtenerlich jo zu beurteilen, als wenn dieſe 
Schweſtern gemeinſame Familienerſparniſſe, die der Orden 
verwaltet hat, an ihrem Lebensabend aufzehren. 


1) Dem Orden Steht zu Lebzeiten des Ordensmitglieds bitr- 
gerlich-rechtlich nur die Verwaltung und Nutznießung zu. 


Die Grundsteuer in der Ostmark und in den sudetendeutschen Gebieten 


Von Ministerialrat Dr. Uhlich, Berlin, Reichsfinanzministerium 


ih als 


Einführung, 

Wegfall der bisherigen Steuern, 
Abweichende Stichtage, 
Steuerausgleich, 

Neubauten, 


we Be 


1. Einführung 


Die Grundſteuer des Altreichs wird durch eine 
Verordnung vom 13. März 1910 (RGBl 1 S. öͤ7t, 
RED S. 370) in der Oſtmark und in den judetene 
deutſchen Gebieten eingeführt. Es werden in 
Kraft geſetzt: 


4. das Grundſteuergeſetz vom 1. 
RGL T S. 986), 

2. die Verordnung über die Förderung von 
Arbeiterwohnſtätten vom 1. April 1937 
(RGBl J S. 437), 

3. die Verordnung zur Durchführung des 
Grundſtenuergeſetzes vom 1. Juli 1937 (RGI! 
S. 733), 

die d m ef t „ Ver n dein i z erer ch, 
führung des Grundſteuergeſetzes vom 
29. März 1938 (RGVBI I S. 360). 

Die bezeichneten, Vorſchriften find erſtmalig für 

das Rechnungsjahr 1911, alſo ab 1. April 1911 

anzuwenden. 


Dezember 1936 


6. Arbeiterwohnſtätten, 

7. Befreiungsvaorſchriften, 

F. Durchführung der Veranlagung, 
9. Hebeſatze, 

10. Villigkeitsrichtlinien. 


Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichs— 
miniſter des Innern haben zu der Einführung der Grund- 
euer einen gemeinſamen Erlaß vom 25. April 1910 
(NSVL 1940 S. 465) herausgegeben. Es werden durch 
dieſen Erlaß die Grundſtenerrichtlinien vom 
19. Juli 1937 (NEID 1937 S. 869) für anwendbar 
erklärt. Der Erlaß regelt die erforderlichen Abwei⸗ 
chungen. Er enthält außerdem einige Punkte, die 
im Altreich ſeit dem Erlaß der Richtlinien durch Cin- 
zelerlaß geregelt worden waren. 

Die folgenden Ausführungen beſchränken ſich darauf, 
die Beſonderheiten zu behandeln, die bei der Ein 
führung der Grundſtener in der Oſtmark und in den 
ſudetendeutſchen Gebieten gelten. 


2. Wegfall der bisherigen Steuern 


Die bisherigen Vorſchriften über Steuern, 
die vom Grund und Voden und von den Ge- 
bänden erhoben werden, find für die Zeit ab dem 
Rechnungsjahr 1911 nicht mehr anzuwenden 
(S 3). Es werden als ſolche Steuern ausdrücklich auch 
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Stenernauffänmenn dauf Mieten bezeichnet. 

Es fallen danach ab . April 1941 weg: 

. die bisherige Grundſteuer, 

2. die bisher ige Gebäudeſteuer (Hauszinsſteuer, 
Hausklaſſenſtener, Mietaufwandſteuer), 

3. in dem früher öſterreichiſchen Gebiet die 
groſchenſtener, 

Å. einige ört ! ichenkleinere A bgaben, 3. B. in dem 
öſterreichiſchen Gebiet die Bodenwertabga ben, 
in Wien die Fünfte lgroſchenabga be und im 
Reichsgau Sudetenland die Mietzinsabgabe und 
die Luxuswohnungsſtener. 


Die bisherige Grundſteuer traf in der Sit 
mark und in den ſudetendentſchen Gebieten im weſentlichen 
das land- und forſtwirtſchaftliche Ver- 
mögen. Die Grundſtener des Reichs iſt eine 
Steuer auf den geſamten Grundbeſitz. Beide 
Steuern dürfen trotz ihrer Namensgleichheit nicht mit- 
einander vorwechſelt werden. 

Der Eigentümer ijt bei der Grundſteuer 
Steuerſchuldner (& 7 GrStG). Die bisherigen 
Steuern ſind zum Teil vom Mieter erhoben 
worden. Der Reichs fommiſſar für die Preis- 
bildung it damit einverſtanden, daß die Grundſteuer 
mit dem Betrag auf die Mieter umgelegt wird, 
den der Mieter bisher zu entrichten hatte oder den der 
Eigentümer bisher ihon umlegen konnte. Es wird dadurch 
erreicht, daß der Hausbeſitzer für die ihn treffende Be- 
laſtung bei ſeinen Mietern inſoweit einen Ausgleich 
findet, als die Mieter bisher die Steuer bezahlt haben. 


3. Abweichende Stichtage 

Die Grundſteuer iſt im Altreich erſtmalig für das 
Rechnungsjahr 1938 veranlagt worden. Es ſind 
dabei die Einheitswerte der Hauptfeſtſtellung vom 
1. Januar 1935 verwendet worden. Die Einheits⸗ 
bewertung wird in der Oſtmark und in den 
ſudetendentſchen Gebieten erſtmalig auf den 
1. Januar 1940 durchgeführt. Der erſten Hauptveran— 
lagung der Steuermeßbeträge für die Grundſteuer 
wird in dieſen Gebieten der Einheitswert zugrunde 
gelegt, der auf den Hauptfeſtſtellungszeitpunkt vom 
1. Jannar 1940 feſtgeſtellt worden iſt (§ 2 Abjas 2). 
Die Anwendung der Befreiungsvor ſchriften 
richtete ſich im Altreich nach den Verhältniſſen vom 
1. Jannar 1938 C 1 HIT). Für die Oſtmark 
und die ſudetendentſchen Gebiete tritt an die 
Stelle des I. Jannar 1988 der . Januar 1941 68 5). 

Die Steuermeßzahlen find nach Gemeinde⸗ 
aruppen (bis 25000 Einwohner, über 25 000 bis 1 Mil 
lion Einwohner und über 1 Million Einwohner) ab- 
geſtuf t. Die Zurechnung einer Gemeinde zu einer Ge— 
meindegruppe richtet ſich im Altreich nach dem Ergebni⸗ 
der allgemeinen Volkszählung vom 16. Inn i 
1933. Es wird für die Oſtmark und die ſudeten 


Zins- 


dentſchen Gebiete die Volkszählung vom 
17. Mai 1939 als maßgebend erklärt (8 6). 
Liegt in einer kleineren Gemeinde ein ſtener— 


freier Grundbeſitz größeren Umfangs, ſo 
bat der Eigentümer unter beſtimmten Vorausſetzungen an 
die Gemeinde einen Erſatzbetrag zu entrichten. Diele 
Vorſchrift gilt im Altreuch nur für den Grundboſitz, für 
den die Vorausſetzungen der Befreiung nach dem 
31. Dezember 19832 eingetreten jind Für die Dit: 
mark und die ſudetendentſchen Gebiete tritt 
an die Stelle des 31. Dezember 1982 der 31. Dezember 
1937 (§ 8). Es entſpricht dem Jahresſchluß vor 
der Machtergreifung der Jahresſchluß vor 
der Heimkehr in das Reich. 


J. Stenernusgleich 

- Jede Gem einde erhebt die Grundſteuer von dem 
in ihrem Gebiet gelegenen Grundbeſitz (8 1 Ab— 
jag 2 GrStG). Erſtreckt ſich ein land- und forſtwirt— 


ſchaftlicher Betrieb oder ein Grundſtück über mehrere 
Gemeinden, ſo muß jede Gemeinde an der 
Grundſteuer beteiligt werden. Dieſe Beteiligung voll⸗ 
zieht ſich in der Regel dadurch, daß der Steuermeß⸗ 
betrag auf die Gemeinden zerlegt wird. Der Steuer⸗ 
pflichtige hat an jede Gemeinde den Betrag zu be⸗ 
zahlen, der ſich nach dem Anteil am Steuermeßbetrag 
bei Anwendung des Hebeſatzes der Gemeinde ergibt. 

Es kann tatt der Zerlegung der Steuermeß⸗ 
beträge für land- und forſtwirtſchaftliche Betriebe ein 
Steuerausgleich zwiſchen den Gemeinden ſtattfinden 
(§ 20 GrStG). Die Zerlegung würde bei land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben in Gegenden mit großer Zer⸗ 
ſplitterung eine erhebliche Arbeit verurſachen. Der 
Steuerausgleich dient der Vereinfachung. Das Ver⸗ 
fahren ift in den §8§ 38 bis 48 GrSt D und in den Ab⸗ 
ſchnitten 50 bis 58 GN geregelt. Es bedeutet im weſent⸗ 
lichen, daß der Steuerpflichtige die Steuer nur an eine 
Gemeinde, die Sitzgemeinde, bezahlt, und daß die Sih- 
gemeinde die anderen beteiligten Gemeinden, 
die Belegenheitsgemeinden, von fich aus durch einen Aus⸗ 
gleichsbetrag abfindet. Der Steuerausgleich be- 
ſchränkt ſich nicht auf einen einzelnen Steuerfall. Er umfaßt 
alle auf eine Nachbargemeinde übergreifenden Flächen 
der landwirtſchaftlichen Betriebe der Sitzgemeinde. 

Der lan d⸗ und forſtwirtſchaftliche Beſitz 
iſt auch in der Oſtmark und in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten in manchen Gegenden fta vf 
zerſplittert. Die Zerlegung wird deshalb im all⸗ 
gemeinen durch den Steuerausgleich erſetzt (F 7). Es gilt 
allerdings eine wichtige Ausnahme. Der Steuermeß⸗ 
betrag eines land- und forſtwirtſchoftlichen Betriebs ift ſtets 
inſoweit zu zerlegen, als auf eine Nachbar⸗ 
gemeinde mehr als zwei Hektar der Fläche ent- 
fallen (§ 7 Abſatz 2). Der Grund für dieſe Ausnahme iſt 
folgender: 

Der Steuerausgleich kann zu unbilligen Cr- 
gebniſſen führen, wenn es ſich um qro Bere 
Flächen handelt. Tas Ergebnis kann ſowohl für den 
Stenerpflidtigen als auch für eine der be- 
teiligten Gemeinden unbefriedigend ſein. Ter 
Steuerausgleich wird deshalb auf die kleineren 
Flächen beſchränkt. 


Veiſpiel: 

Ein Forſtbetrieb von 2000 ha erſtreckt ſich auf die Ge» 
meinden A und B. Es liegen in der Gemeinde A 1500 ha 
und in der Gemeinde B 500 ha. Es wird in dieſem Fall eine 
Zerlegung vorgenommen. 


Es können im einzelnen Fall der Steuer- 
ausgleich und die Zerlegung nebeneinander vor: 
kommen. 

Beriprel: 

Ein landwirtſchaftlicher Betrieb von 17 ha erſtreckt jid 
über drei Gemeinden A, B und C. Es liegen in der Ge⸗ 
meinde A 13 ha, in der Gemeinde Bis ha und in der Ge- 
meinde C1 ha. Der Steuermeßbetrag iit auf die Gemeinden A 
und B zu zerlegen. Die Zerlegung iit nicht auf die Ge⸗ 
meinde C auszudehnen. Es findet hinſichtlich bieſer Gemeinde 
ein Steuerausgleich ſtatt. Die Gemeinde A erhalt das Steuer⸗ 
aufkommen mit, das auf den in der Gemeinde C gelegenen 
1 ha entfällt. Sie muß die Gemeinde C€ an dem Aufkommen 
in der durch den Steuerausgleich vorgeſehenen Metje 
beteiligen. 


Eine Zerlegung iſt erforderlich, wenn Gemeinden 
beteiligt find, für die das Stenerausgleichsver⸗ 
fahren nicht gilt. Das kann nur an der Grenze 
zwiſchen dem Rei chs gau Sudetenland und 
Preußen vorkommen, Es ift dort ſtets inſoweit zu zer⸗ 
legen, als preußiſche Gemeinden beteiligt ſind. 
Beifpiel: 

Ein landwirtſchaftlicher Betrieb umfaßt 10 ha. Es licgen 
davon 8 ha in der ſudetendeutſchen Gemeinde A, 1 ha in. der 
ſudetendeutſchen Gemeinde B und 1 ha in der preußiſchen 
Gemeinde C. Der Steuermeßbetrag it gegenüber der Ge⸗ 
meinde C zu zerlegen. Die Gemeinde wird im Weg des 
Steuerausgleichs beteiligt. 


5.224 | 
NN Te nn 
Eine Zerlegung ‚gegenüber bayeriſchen und 


ſächſiſchen Gemeinden iſt nicht erforderlich. Es 
gilt auch in den Ländern Bayern und Sachſen 
das Steuerausgleichs verfahren ($ 37 
HEINO). 


Die für das Altrei ch getroffenen Vorſchriften ſehen 
vor, daß ſich die Gemeinden möglichſt einigen 
ſollen und das Fina nzamt nur eingreift, wenn 
keine Einigung zuſtande kommt. Es hat fich gezeigt, 
daß die Gemeinden zu einer Einigung er t in 
der Lage ſind, wenn ihnen dazu einige U terlagen 
geboten werden. Der Erlaß der beiden Reichsminiſter 
regelt deshalb das Verfahren für die Oſtmark und 
die ſudetendeulſchen Gebiete etwas anders als im 
Altreich. 


Das Finanzamt hat zunächſt in allen Fällen 
die Berechnung aufzuſtellen, die es im Altreich nur 
im Streitfall vornehmen muß. Das Ergebnis der Be 
rechnung wird den beteiligten Gemeinden e, eee 
fügung geſtellt. Es wird den Gemeinden dann iiber- 
laſſen, ob ſie ſich auf Grund des Berechnungsergebniſſes 
auseinanderſetzen oder in anderer Weiſe einigen wollen. 


5. Neubauten 


Das bisherige Recht kannte weitgehende Befrei⸗ 
ungen für Neubauten. Dieſe Befreiungen laufen 
ſpäteſtens mit dem 31. März 1944 ab (8 1 der Verordnung 
vom 23. Juni 1939, RGBl I S. 1085, RSBI S. 807). Die 
Verordnung vom 23. Juni 1939 diente der Vorberci- 
tung der Einführung des Grundſteuergeſetzes. Der Ab— 
lauf der Befreiungen iſt auf den 31. März 1944 be⸗ 
grenzt worden. Es war damit gleichzeitig die Zuſage 
erteilt worden, daß bis zu dem an gegebenen 
Zeitpunkt die Befreiungen auch noch für die 
Grundſteuer anerkannt werden ſollten. Es wird dem⸗ 
gemäß im $ 9 der Einführungsverordnung beſtimmt, daß 
die bisherigen Steuerbefreinngen für Neubauten auch fiir 
die Grundſteuer anzuwenden ſind. 


Die bisherigen Steuerbefreiungen können nur noch für 
ſolche Neubauten bewilligt weren, die ſpäteſtens am 
31. März 1940 bezugsfertig geworden ſind (8 2 
der Verordnung vom 23. Juni 1939). Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat wegen des Ablaufs dieſer Rrit 
in einem Erlaß vom 16. März 1940 (NEVI 1940 S. 334) 
folgendes ausgeführt: 


„Eine allgemeine Verlängerung der Friſt kommit 
nicht in Betracht. Ich verkenne jedoch nicht, daß durch 
die im Jahr 1939 eingetretenen beſonderen Verhältniſſe 
auch für ſolche Neubauten, die ſo rechtzeitig begonnen 
worden ſind, daß ſie unter regelmäßigen Umſtänden bis 
zun 31. März 1940 bezugsfertig geworden wären, dieſe 
Friſt oft nicht eingehalten werden kann. Ich bin des⸗ 
halb im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminiſter 
des Innern damit einverſtanden, daß für alle Neun- 
bauten, für die mit den Bauarbeiten (Erdarbeiten, 
Ausſchachtungen uſw.) vor dem 1. Januar 1940 
begonnen worden iſt, ohne Rückficht auf den Reit- 
punkt ihres Bezugsfertigwerdens auf Antrag die 
Steuerbefreiung gewährt wird. Umfaßt die 
wirtſchaftliche Einheit mehrere neu zu errichtende Ge— 
bäude, ſo kann die Steuerbefreiung für die Hanse 
Einheit gewährt werden, wenn die Bauarbeiten min— 
deſtens bei einem Gebäude vor dem 1. Januar 1940 
begonnen haben und im übrigen eine einheitliche 
Planung und Finanzierung des Bauvorhabens vorliegt.“ 


Die Begriffe älterer, mittlerer n A 
neueſter Reuhausbeſitz“, die im Altreich eine 
große Rolle geſpielt haben, kommen, für die Oſtmark und 
die ſudetendeutſchen Gebiete nicht in Betracht. Die dazu 
ergangenen Vorſchriften des Grundſtenergeſetzes, der Durch⸗ 
füthrungsverordnung und der Richtlinien gellen in den 
heimgekehrten Gebieten nicht. 
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Iſt das Grundſtück, auf dem die Neubauten ſtehen, 
von den bisherigen Steuern ganz befreit, io ii his 
zum Ablauf des Befreinngszeitraums kein e Grundſteuer 
zit entrichten. 

In den Fällen, in denen die Neub au lan nicht von 
allen bisherigen Steuern befreit find, iſt § 9 Ab⸗ 
ſatz 2 der Einführungsverordnung gemäß ab 1. April 1941 
der Betrag als Grundſteuer weiter en, 
der ſich nach dem Stand vom 31. März 1941 ergibt 
(Erſtarrungsbetrag). Es ſind dabei alle Steuern zu be⸗ 
rückſichtigen, denen der Neubau bisher unterlag. Es kommt 
für die Bemeſſung der Grundſteuer nur auf den Betrag an, 
der nach den Verhältniſſen vom 31. März 1911 erhoben 
wird. Ein Steuermeßbetra g. ijt deshalb nicht 
ſeſtzuſetzen. Ein Einheitswert iſt nur feitzuftellen, 
wenn er für eine andere Steuer (3. B. die Vermogenſtener) 
gebraucht wird. 

Iſt nur ein Teil des Grund tids von den 
bisherigen Steuern ganz oder teilweiſe befreit, ſo gelten 
die Regeln des vorigen Abſatzes nur für den ſteuer— 
befreiten Teil des Grundſtücks. Der andere Teil iſt 
nach den allgemeinen Vorſchri ften zur Grund— 


Heuer heranzuziehen. Es ift für dieſen Teil ein Grund- 
ſteuermeßbetrag feſtzuſetzen und ſomit auch ein Einheits— 
wert feſtzuſtellen. Es iſt außerdem für das pange Grund— 
ſtück ein Einheitswert feſtzuſetzen, wenn er für eine andere 
Steuer (3. B. die Vermögenſteuer) gebraucht wird. 

Umfaßt der nichtbefreite Teil nur die 
Grundſtücks fläche oder einen Teil der 
Grundſtücksfläche, ſo ift für die Grundſtücksfläche 
ab 1. April 1941 der Betrag als Grundſteuer weiter zu ent⸗ 
richten, der ſich nach dem Stand vom 31. März 1941 ergibt 
(Erſtarrungsbetrag). Die Miniſter haben das in dem Er⸗ 
laß vom 25. April 1940 zur Verein fachung angeordnet. 
Ein Steuermeßbetrag iſt auch in dieſen Fällen nicht fejt- 
zuſetzen. 

Die Grundſtücke mit ſteuerbegünſtigten Neubauten ſind 
den Finanzämtern, ſoweit ſie die bisherigen Steuern nicht 
verwalten, nicht bekannt. Es iſt in dieſen Fällen er- 
forderlich, daß die für die bisherigen Steuern zuſtändige 
Behörde das zuſtändige Finanzamt über die ſteuerbegün— 
ſtigten Neubauten unterrichtet. 


6. Arbeiterwohnſtätten 

§ 29 GrStG regelt die Steuerzahlung für die 
Arbeiterwohnſtätten. Auch dieſe Vorſchrift wird 
in der Oſtmark und in den ſudetendeutſchen Gebieten ein- 
geführt Die Grundſtener für Grundſtücke, die 
die Vorausſetzungen der Arbeiterwohnſtätten erfüllen, wird 
vom Reich bezahlt. Das bedeutet für den Eigen⸗ 
tümer im Ergebnis eine Entlaſtung von der Grund» 
ſteuer. Sonſtige Steuerbefreiungen gehen zu Laſten der 
Gemeinde, die einen Steuerausfall erleidet. Der Aus 
fall für die Arbeiterwohnſtätten wird nicht 
der (Gemeinde zugemutet, ſondern vo m Reich, alſo von 
der Allgemeinheit, getragen. 

Die Regelung über die Arbeiterwohnſtätten wird 
wirkſam, wenn erſtmalig Grundſteuer nach dem Reichs- 
geſetz zu bezahlen ift, alfo ab 1. April 1941. Steuer 
befreiungen nach dem bisherigen Recht 
können nur noch für Neubauten bewilligt werden, die 
ſpäteſtens am 31. März 1940 bezugsfertig 
geworden ſind (Hinweis auf Abſchnitt 5). Es könnte ſich 
daraus die Folge ergeben, daß Arbeiterwohnſtätten, die 
nach dem 31. März 1910 bezugsfertig werden, noch für die 
Zwiſchenzeit bis zum 31. März 1941 zu den b is 
herigen Steuern heranzuziehen ſind, und zwar, da 
leine Befreiungsvorſchrift mehr gilt, in voller Höhe. 
Das mußte verhindert werden. Arbeiterwohnſtätten ſind 
für die Zeit bis zum 31. März 1941 ni cht mehr zu den 
bisherigen Steuern heranzuziehen (8 10 Abſatz 2). 
Neubauten werden nach der Reichsregelung erſt von dem 
auf ihre Bezugsfertigkeit folgenden Rech- 
nungsjahr ah gur Steuer herangezogen. Sie werden 
für das Rechnungsjahr, in dem ſie fertig werden, ſteuer⸗ 
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lich noch nicht als vorhanden angeſehen. Dieſe 
Regelung wird für die Arbeiterwohnſtätten ſchon für das 
Rechnungsjahr 1940 vorweggenommen. Sie 
gilt aber nicht für alle Neubauten, ſondern nur für ſolche, 
die dem Begriff „Arbeiterwohnſtätten“ entſprechen. 


7. Befreiungsvorſchriſten 


Die beſondere Behandlung der Neubauten bedeutet 
einen Eingriff in die Befreiungsvorſchrif⸗ 
ten des Grundſteuergeſetzes. Die Befreiungsvor— 
ſchriften des Grundſteuergeſetzes ($E 4 bis 6) und alle 
dazu ergangenen Vorſchriften ſind ab 1. April 1941 in der 
Oſtmark und in den ſudetendeutſchen Gebieten im übrigen 
genau ſo anwendbar wie alle anderen 
Vorſchriften. Alle darüber hinausgehenden 
Befreiungen verlieren am 1. April 1941 ihre 
Wirkſamkeit. Es ſpielt dabei keine Rolle, ob ſie auf 
Geſetz, Verordnung, Staatsvertrag uſw. beruhen. 


8. Durchführung der Veranlagung 


Der Grundſteuermeßbetrag ift vom Einheits— 
wert abhängig. Es war im Altreich zunächſt ein 
Einheitswertbeſcheid erteilt und ſpäter ein be⸗ 
ſonderer Grundſteuermeßbeſcheid ausgefertigt 
worden. Die Feſtſtellung des Einheitswerts und die Ver- 
anlagung des Grundſteuermeßbetrags werden in der Oſt⸗ 
mark und in den ſudetendeutſchen Gebieten miteinander 
verbunden. Es wird nur ein Beſcheid erteilt, der 
gleichzeitig den Einheitswert feſtſtellt und den Grundſteuer⸗ 
meßbetrag veraulagt. Dieſe Beſcheide werden von den 
Finanzämtern zurzeit bearbeitet. Sie werden den Steuer- 
pflichtigen im Laufe des Jahrs 1940 zugehen. 

Die Summe der Grundſteuermeßbeträge 
einer Gemeinde muß bekannt ſein, bevor die Gemeinde den 
Hebeſatz beſtimmen kann. Die Gemeinden werden die 
Hebeſätze in den erſten Monaten des Jahrs 1941 feſtſetzen. 
Sie werden dann die Grundſtenerbe ſcheide ver- 
ſenden können. 


Die Verordnung 
Ostgebieten 


Es ift damit zu rechnen, daß die Steuerbeſcheide im 
allgemeinen ſpäteſtens zu Beginn des Rech⸗ 
nungsjahrs 1941 erteilt fein können. Sollte das 
nicht möglich ſein, ſo ſind Vorauszahlungen auf 
Grund der bisherigen Steuerzahlungen zu leiſten ($ 4). 


9. Hebeſätze 

Die Verordnung und der Vegleiterlaß der beiden 
Reichsminiſter enthalten noch keine Anwei ſungen 
über die Feſtſetzung der Hebeſätze der Ge⸗ 
meinden. Solche Anweiſungen waren für das Altreich in 
dem Einführungsgeſetz zu den Realſteuer⸗ 
geſetzen vom 1. Dezember 1986 (RGI I S. 961) ent- 
halten. Das Einführungsgeſetz zu den Realſteuergeſetzen 
ift, ſoweit es fih auf die Grundſteuer bezieht, in der Oft- 
mark und in den ſudetendeutſchen Gebieten noch nicht 
eingeführt worden. Es werden beſondere Vor- 
ſchriften für die Oſtmark und die ſudetendeutſchen Ge- 
biete ergehen. Sie werden denen des Altreichs möglichſt 
angepaßt ſein. 


Die Höhe der Grundſteuerbelaſtung hängt vom 
Hebeſatz ab. Die Höhe der Grundſteuer des einzelnen 
Steuergegenſtandes kann deshalb zurzeit noch nicht 
beurteilt werden. 


10. Billigkeitsrichtlinien 


Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichs— 
miniſter des Innern haben für das Altreich beſondere 
Richt linen für Billigkeitsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Grun dſteuer vom 
22. Januar 1940 (NSVL 1940 S. 121) erlaſſen. Dieſe 
Billigkeitsrichtlinien werden in der Oſtmark und in den 
ſudetendeutſchen Gebieten nicht eingeführt. Das be⸗ 
deutet nicht etwa, daß für die Oſtmark und die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete keine Billigkeitsrichtlinien gelten 
jollen. Es ift beabſichtigt, beſondere Billigkeits⸗ 
richtlinien zu erlaſſen, die den Verhältniſſen der Oft- 
mark und der ſudetendeutſchen Gebiete angepaßt ſind. 


über die Steuern vom Grundbesitz in den eingegliederten 


Von Regierungsrat Janerz, Berlin, Reichsfinanzministerium 
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1. Einleitung 


Die Einführung des Deutſchen Grundſteuergeſetzes 
bom 1. Dezember 1936 (GrStG) in den eingegliederten 
Tſtgebieten fegt die Feſtſtellung der Einheits 
werte voraus. Die Einheitsbewerkung kann dort noch 
nicht durchgeführt werden. Es ſind dazu umfangreiche 
Vorarbeiten erforderlich, die geraume Zeit in Anſpruch 
nehmen. Es mußte eine Zwiſchenlöſung gefunden 
werden, die den Zeitraum bis zur Einführung des Deut: 
ſchen Grundſteuergeſetzes überbrücken ſoll. 

Die Beſteuerung des Grundbeſitzes in den eingeglie- 
derten Oſtgebieten iſt durch die „Verordnung über die 
Steuern vom Grundbeſitz in den eingegliederten Oft- 
gebieten“ vom 31. März 1940 (Ng Bl 1 S. 655, RESET 
S. 451) vorläufig geregelt worden. Die Verordnung 
gilt rückwirkend für die Steuern, die für die Zeit ab 


d) Kirchen und kirchliche Einrichtungen, 
e) Jüdiſcher Grundbeſitz, 
5. Neubauten, 
6. Feſtſetzung der Steuermeßbeträge, 
a) Steuermeßbetrag bei der Grundſteuer, 
b) Steuermeßbetrag bei der Grundſtückſteuer, 
. Feſtſetzung der Steuern, 
8. Übergangsregelung für das Steuerjahr 1940. 
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1. Januar 1940 erhoben werden. Der Reichsminiſter 
der Finanzen und der Reichsminiſter des Innern haben 
auf Grund der Ermächtigung des § 11 der Verordnung 
weitere Beſtimmungen erlaſſen (Erlaß vom 31. März 
1940, RSBI S. 452). Die Regelung unfaßt alle polniſchen 
Steuern, die unter den Begriff der Grundſteuer im Sinn 
des Deutſchen Grundſteuergeſetzes fallen. Das Aufkommen 
aus dieſen Steuern fließt den Gemeinden zu (Rdsx⸗ 
Erlaß vom 16. März 1940, LG 4006 — 53 J, RStBl S. 329). 


Die vorläuſige Regelung knüpft eng an das polniſche 
Recht an. Tie in Betracht kommenden polniſchen Vor- 
ſchriften bleiben grundſätzlich in Kraft. Sie ſind mit den 
Anderungen weiter anzuwenden, die ſich aus der 
Verordnung und dem Erlaß vom 31. März 1940 ergeben. 
Die Anderungen haben im weſentlichen einen dop⸗ 
pelten Zweck. Sie vereinfachen das zerſplitterte und 
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unüberſichtliche polnische Recht und gleichen die Bered- 
nung der Steuern durch Zwiſchenſchaltung von Steuermeß⸗ 
beträgen den Vorſchriften des Deutſchen Grundſteuer— 
geſetzes an. 


2. Räumlicher Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich der Verordnung erſtreckt ſich auf: 

a) den Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen mit Ausnahme des 
Gebiets der bisherigen Freien Stadt Danzig und der 
bisher oſtpreußiſchen Gebietsteile, 

b) den Reichsgau Wartheland, 

c) die in die Provinz Oſtpreußen eingegliederten Gebiets- 
teile (Regierungsbezirk Zichenau, Suwalkigebiet, Sol- 
daugebiet), 

d) die in die Provinz Schleiten eingegliederten Gebiets⸗ 
teile (bisher polniſchen Teile der Regjerungsbezirke 
Kattowitz und Oppeln). 


3. Wegfall grundſteuerähulicher Steuern 

Es beſtand für die Beſteuerung des Grundbeſitzes in 
den eingegliederten Oſtgebieten ein vielfach verſchie: 
denes Steuerrecht. Die wichtigſten Steuern beruhten auf 
Steuergeſetzen des Staats. Die Gemeinden und die Ge- 
meindeverbände erhoben in der Regel Zuſchläge zu den 
Staatsſteuern. Die Gemeinden, insbeſondere die Stadt⸗ 
gemeinden, konnten den Grundbeſitz auch zu ſelbſtän⸗ 
digen Steuern auf Grund beſonderer Statute heran⸗ 
ziehen. Einige Steuern galten nur in beſtimmten Gebiets- 
teilen. 

Die Verordnung beſeitigt die Verſchiedeuheit des 
Steuerrechts. Sie ſieht eine einheitliche Beſteuerung 
des Grundbeſitzes vor. Es gibt künftig nur noch zwei 
Steuerarten: 


a) die polniſche Grundſteuer (Dekret vom 4. November 
1936), der in der Regel der land und forſtwirt⸗ 
ſchaftlich genutzte Grundbeſitz unterworfen iſt, 

b) die polniſche Grundſtückſtener (Dekret vom 
14. Januar 1936), die vom übrigen Grundbeſitz, ins⸗ 
beſondere von den bebauten Grundſtücken, zu er- 
heben iſt. 

Die polniſche Grundſtückſteuer beſtand bisher nicht in der 

ehemaligen Wojewodſchaft Schleſien. Sie iſt jetzt auch 

in dieſem Gebietsteil zu erheben. Das Defret über die 

Grundſtückſtener vom 14. Januar 1936 wird zu dieſem 

Zweck dort eingeführt. 

Alle anderen polniſchen Steuern, die der deut- 
ſchen Grundſteuer entſprechen oder ähnlich ſind, dürfen 
nicht mehr ſelbſtändig oder in Form von Zu⸗ 
ſchlägen erhoben werden. Das bedeutet nicht, daß auf das 
bisherige Aufkommen aus dieſen Steuern verzichtet wird. 
Die wegfallenden Steuern jmd in die Grundſteuer oder in 
die Grundſtückſteuer „einzubauen“ (Hinweis auf Mb- 
ſchnitt 7). Es fallen insbeſondere weg und ſind zuſammen— 
zufaſſen: 

a) mit der Grundſteuer 

der ſtaatliche Sonderzuſchlag zur Grundſtener, 

die Kommumalzuſchläge zur Grundſteuer, 

* en * | joweit fie von Steuerein— 
heiten der Grundſteuer er> 


die Wegeſtener, v ee 
die Inveſtitionſtener, haben wurden; 


b) mit der Grundſtückſteuer 


die Kommunalzuſchläge zur Grundſtückſteuer, 
die Lokalſteuer, l | 
die Mietabgabe für den ſchleſiſchen Wirtichaftsfonds, 


je Ausgleichſteuer für an p re N 
Ye Male | ſoweit fie von Steuerein- 


3 inden : 95175 
i 9 98 beiten der Grundſtückſteuer 
die Wegeſtener, | erhoben wurden 
die Inveſtitionſteuer, ’ 


die kommunale Gebäudeſteuer, 

die kommunale Bauplatzſteuer, 

die Wohnungsluxusſteuer, 

die Abgabe für den Arbeitsfonds, ſoweit ſie bon den 
Mieten abzuführen war. 


4. Steuerbefreiungen 


Die Befreiungen von den beiden Steuern vom 
Grundbeſitz, die für danermd gedacht find, regeln ſich im 
allgemeinen nach den polnischen Befreiungsvorſchriften. 
Die Anwendung dieſer Vorſchriften iſt in einigen Be⸗ 
ziehungen ausgeſchloſſen worden. Es ſind außerdem 
einzelne Steuerbefreiungen des Deutſchen Grundſteuer⸗ 
geſetzes übernommen worden. Es beſtehen danach gegen— 
über dem polniſchen Recht die folgenden Befonder- 
heiten: 


a) Gebiets körperſchaften, 
wichtige Verbände 


Die ſteuerliche Behandlung des Grundbeſitzes der Ge⸗ 
bietskörperſchaften (Reich, Gemeinden, Gemeinde- 
verbände) und der im § 4 Ziffer 2 GrSt® aufgeführten 
Gemeinſchaften und Verbände (Partei uſw.) 
richtet ſich nach den Vorſchriften des Deutſchen Grund⸗ 
ſteuergeſetzes (§ 2 Abſatz 1 der Verordnung). Der Grund⸗ 
beſitz dieſer Körperſchaften uſw. ift in dem Umfang befreit, 
in dem er bei Anwendung der 88 4 bis 6 GrStß ſteuerfrei 
ſein würde. 


Partei, reichs⸗ 


b) Deutſche Reichsbahn 


Auf Grundbeſitz, der von der Deutſchen Reichs ⸗ 
bahn übernommen worden iſt, ſind die polniſchen 
Befreiungsvorſchriften anzuwenden. Dieſer Grundbeſitz iſt 
in dem gleichen Umfang ſteuerbefreit, in dem das bisherige 
Unternehmen „Polniſche Staatsbahnen“ befreit war. 


c) Kommiſſariſch verwalteter Grundbeſitz 


Grundbeſitz, der kommiſſariſch verwaltet 
wird, iſt ſteuerpflichtig, ſoweit nicht im einzelnen 
Fall die polniſchen Befreiungsvorſchriften Platz greifen. 
Wird kommiſſariſch verwalteter Grundbeſitz für einen 
öffentlichen Dienſt oder Gebrauch oder für 
die Aufgaben einer der im § e Ziffer 2 GrStG auf⸗ 
geführten Gemeinſchaften und Verbände (Partei uſw.) be⸗ 
nutzt, ſo iſt er für die Anwendung der Befreiungsvorſchriften 
des Deutſchen Grundſteuergeſetzes (Hinweis auf Bud 
ſtaben a) wie Grundbeſitz von Gebietskörper ⸗ 
ſchaf len zu behandeln. Derartiger Grundbeſitz ift alfo 
S 4 Zifer 1a Gr Steh gemäß, gegebenenfalls in Verbindung 
mit § 4 Ziffer 6 GrStG, ſteuerfrei zu Stellen. 


d) Kirchen und kirchliche Einrichtungen 


Grundbeſitz der Religionsverbände, der Be- 
keuntnisgemeinden und ihrer Anſtalten iſt grund— 
ſätzlich zu den beiden Steuern vom Grundbeſitz heran- 
zuziehen. Das gilt nicht für Beſtattungsplätze 
und eigentliche Kirchengebäude, die dem Gottes- 
dienſt einer Religionsgeſellſchaft gewidmet ſind. Dieſer 
Grundbeſitz ift ſteuerfrei, ſoweit die polnischen Vorſchriften 
Befreiung vorſehen. 


c) Jüdiſcher Grundbeſitz 

Soweit Grundbeſitz Juden gehört oder dem Nießbrauch 
oder der Nutznießung von Juden unterliegt, ift er zu den 
beiden Steuern vom Grundbeſitz heranzuziehen. 
Eine Ausnahme beſteht nur für die Veſtattungs⸗ 
len 


5. Neubauten 

Das polnische Recht gewährt für neu errichtete 
(Gebäude (Gebäudeteile) Befreiungen von den Steuern vom 
Grundbeſith. $ 2 Abſatz 2 der Verordnung beſtimmt, daß 
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dieſe Befreiungen ſpäteſtens mit dem 31. Dezember 1939 
ablaufen. Die Anwendung der polniſchen Vorſchriften 
auf Neubauten, die nach dieſem Zeitpunkt errichtet 
werden, kommt nicht in Betracht. Die bisher begünſtigten 
Neubauten ſind mit Wirkung ab 1. Januar 1940 zu den 
beiden Steuern vom Grundbeſitz heranzuziehen. 


Eine Ausnahme beſteht Abſchnitt 8 des Erlaſſes 
vom 31. März 1940 gemäß für die Fälle, in denen der 
Eigentümer deutſcher Volks zugehöriger ill. 
Die Befreiung bleibt in dieſen Fällen ſpäteſtens bis zum 
31. März 1944 aufrechterhalten, wenn der deutſche Volks⸗ 
zugehörige bereits vor dem Einmarſch der deutſchen 
Truppen Eigentümer des ſteuerbegünſtigten Gebäudes war. 
Das entſpricht der Regelung, die in der Oſtmark und in 
den ſudetendeutſchen Gebieten für die ſteuerbefreiten Neu⸗ 
bauten gilt. Die Befreiung iſt mit den erwähnten Ein⸗ 
ſchränkungen auch noch für ſolche Neubauten zu gewähren, 
die nach dem Einmarſch der deutſchen Truppen fertig- 
geſtellt worden ſind oder noch fertiggeſtellt werden. 


Die allgemeine Aufhebung der polniſchen Befreiungen 
der Neubauten kann nicht dahin aufgefaßt werden, daß für 
alle Neubauten, die nach dem 1. Januar 1940 bezugsfertig 
werden, jede Steuerbefreiung ohne weiteres ausgeſchloſſen 
iſt. Die Maßnahme bedeutet nur, daß für ſpäter errichtete 
Neubauten keine Befreiung nach dem polniſchen 
Recht möglich iſt. Es iſt damit zu rechnen, daß Maß⸗ 
nahmen zur Förderung der Neubautätigkeit in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten auch auf ſteuerlichem Gebiet ge- 
troffen werden, wenn ſich ein Bedürfnis dafür herausſtellt. 


6. Feſtſetzung der Steuermeßbeträge 


Die Berechnung der beiden Steuern vom Grundbeſitz 
iſt der Regelung des Deutſchen Grundſteuergeſetzes an⸗ 
gepaßt worden. Die Steuern werden nicht unmittelbar nach 
der maßgebenden Beſteuerungsgrundlage (Reinertrag, 
Miete uſw.), ſondern nach einem „Steuermeßbetrag“ 
berechnet (§ 4 der Verordnung). Der Steuermeßbetrag ift 
der Jahres grundbetrag, der als Grundlage für die 
Feſtſetzung der zu entrichtenden Steuern dient (Hinweis 
auf Abſchnitt 7). Er iſt neben der Grundftener und der 
Grundſtückſteuer nicht zu entrichten. 


a) Steuermeßbetrag bei der Grundſteuer 


Steuermeßbetrag iſt der ſtaatliche Grund⸗ 
ſteuerbetrag. Das iſt der Betrag, der ſich für die 
Steuereinheit den Artikeln 3 bis 6 und 8 des Grundſteuer⸗ 
dekrets gemäß ergibt. Der ſtaatliche Sonder zuſchlag zur 
Grundſteuer, der Artikel 7 gemäß zu erheben war, 
ſcheidet bei der Ermittlung des Steuermeßbetrags aus. 
Die Erleichterungen für die kleinen Steuereinheiten, 
die Artikel 8 vorſchreibt, ſind dagegen zu berückſichtigen. 
Der ſtaatliche Grundſteuerbetrag iſt in dieſen Fällen nur 
mit fünf Zehnteln oder acht Zehnteln anzuſetzen. 


Die polniſchen Veranlagungsgrundſätze für 
die ſtaatliche Grundſteuer find dem preußiſchen, dem öſter⸗ 
reichiſchen und dem ruſſiſchen Steuerſyſtem der Vorwelt⸗ 
kriegszeit entnommen worden. Sie ſind demgemäß für die 
einzelnen Gebietsteile je nach deren politiſchen Zugehörig⸗ 
keit im Jahr 1914 verſchieden. Übereinſtimmung be⸗ 
ſteht lediglich darin, daß die Veranlagungen auf der Grund⸗ 
lage des Ertrags durchgefiihrt ſind, und daß die Be⸗ 


ſteuerungsmerkmale auf Einſchätzungen beruhen, die 
lange Zeit zurückliegen. 
b) Steuermeßbetrag bei der Grundftüd- 


ſteuer 


Steuermeßbetrag iſt der ſtaatliche Grundſtück⸗ 
ſteuerbetrag. Das ift der Betrag, der ſich für die 
Steuereinheit den Artikel 6 und 7 des Grundſtückſteuer— 
defret3 gemäß ergibt. 


Die ſtaatliche Grundſtückſteuer wird ebenfalls auf der 
Grundlage des Ertrags veranlagt. Maßgebend iſt im 
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allgemeinen die Miete oder — bei nichtvermieteten 
Grundſtücken — der zu ſchätzende Mietwert. Ein grund- 
ſätzlicher Unterſchied beſteht gegenüber der Grundſteuer 
hinſichtlich des Zeitraums, aus dem die Beſteuerungsmerk⸗ 
male (Miete uſw.) zu entnehmen find. Bemeſſungs⸗ 
zeitraum iſt das Kalenderjahr, das dem Steuer⸗ 
jahr (Rechnungsjahr) unmittelbar vorangeht. Die Beſteue⸗ 
rungsmerkmale bei der Grundſtückſteuer ſind alſo auf die 
Gegenwart abgeſtellt. 


Ergeben ſich für die Steuermeßbeträge Zloty⸗ 
beträge, ſo ſind ſie in Reichsmark umzurechnen. 


7. Feſtſetzung der Steuern 


Der Zeitraum, für den die beiden Steuern vom Grund⸗ 
beſitz jeweils feſtzuſetzen ſind, iſt abweichend vom pol⸗ 
niſchen Recht geregelt worden. § 5 Abſatz 1 der Verordnung 
führt an die Stelle des Kalenderjahrs das Rechnungs⸗ 
jahr als Steuerjahr ein. Der Jahresbetrag der Steuern 
wird nach einem Hundertſatz des Steuermeßbetrags 
(Hebeſatz) berechnet. 


Die Hebeſätze werden in den Stadtkreiſen durch die 
Oberbürgermeiſter und für die kreisangehörigen 
Gemeinden durch die Landräte feſtgeſetzt. Die Fejt- 
ſetzung der Hebeſätze bedarf der Genehmigung des Regie⸗ 
rungspräſidenten (§ 5 Abſätze 2 und 3 der Verordnung). 
Der Hebeſatz einer Gemeinde muß innerhalb jeder 
Stenerart einheitlich feſtgeſetzt werden. Der Gebe- 
ſatz für die Grundſteuer kann dagegen von dem Hebeſatz 
für die Grundſtückſteuer abweichen. Die Hebeſätze für die 
Gemeinden eines Landkreiſes ſollen innerhalb jeder 
Steuerart nach Möglichkeit gleich hoch ſein. Das iſt 
erforderlich, um die Verwaltung zu vereinfachen und um 
die Gemeinden möglichſt gleichmäßig mit Mitteln auszu⸗ 
ſtatten. Abweichende Hebeſätze innerhalb jeder 
Steuerart ſollen nur dann genehmigt werden, wenn die 
Finanzlage oder die Größe der Gemeinde dazu zwingt. 


Die Hebeſätze beſtimmen ſich grundſätzlich aus dem Ver⸗ 
hältnis des Steuerbedarfs zur Summe der Steuermeß⸗ 
beträge. Abſchnitt 11 des Erlaſſes vom 31. März 1940 ent⸗ 
hält Beſtimmungen, die bei der Feſtſetzung der Hebeſätze zu 
beachten ſind. Es iſt danach von dem bisherigen 
Aufkommen aus den beſtehenbleibenden und den weg⸗ 
fallenden Stenern (Hinweis auf Abſchnitt 3) auszugehen, 
ſoweit ſie von Steuereinheiten der Grundſteuer und der 
Grundſtückſteuer erboben werden. Umſtände, die die ſteuer⸗ 
liche Leiſtungsfähigkeit verſchoben haben, ſind zu berück⸗ 
ſichtigen. Solche Umſtände ſind die Einführung der Reichs⸗ 
markwährung, Maßnahmen zur Mietpreisgeſtaltung, Ande⸗ 
rungen der Wirtſchaftslage und etwaige Kriegsſchäden in 
der Gemeinde. 


8. Übergangsregelung für das Steuerjahr 1940 


§ 6 Abſatz 1 der Verordnung regelt die Über» 
leitung des Steuerjahrs auf das Rechnungsjahr. 
Die Überleitung iſt danach in der Weiſe durchzuführen, daß 
die erſte Feſtſetzung der beiden Steuern vom Grundbeſitz 
für die Zeit vom 1. Januar 1940 bis zum 31. März 1941 
vorgenommen wird. Das Steuerjahr 1940 umfaßt alfo 
fünf Vierteljahre. Die Steuern für dieſes Steuerjahr ſind 
dementſprechend in Höhe von fünf Vierteln des Jahres- 
betrags feſtzuſetzen. 


Eine Beſonderheit beſteht im Steuerjahr 1940 
für den Reichsgau Wartheland. Die Steuern vom Grund- 
beſitz werden dort auf Grund der Ermächtigung des § 6 
Abſatz 2 Ziffer 2 der Verordnung bis zum 31. März 1941 
noch nach den unveränderten polniſchen Vorſchriften 
weiter erhoben. Das gilt für alle in dieſem Gebiet bisher 
erhobenen Steuern vom Grundbeſitz (Hinweis auf Ub- 
ſchnitt 3). Dieſe Übergangscegelung umfaßt aljo auch die 
Lokalſteuer (Dekret vom 14. November 1935), die bis⸗ 
her in den Stadtgemeinden neben der Grundſtückſteuer er⸗ 
hoben wurde. 


Rechtsbehelf bei Streit darüber, ob ein Gewerbebetrieb auf 
einen anderen, bereits beftehenden Gewerbebetrieb iiber- 
gegangen ift 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Erlaß vom 
27. April 1940 S 1206 — 45 HI R ausgeführt. 

Bei dem Tatbeſtand, auf den der § 225b der Reichsabgaben⸗ 
ordnung abgeſtellt iſt, handelt es ſich um einen Anwendungsfall 
von § 225 a Abſatz 1 Ziffer 2 der Reichsabgabenordnung (Rein⸗ 
hardt, Realſteuerreform S. 288). § 225 b der Reichsabgaben⸗ 
ordnung trifft nur die im § 5 Abſatz 2 des Gewerbeſteuergeſetzes 
bezeichneten Tatbeſtände, alſo nur die Fälle, in denen zwar der 
Unternehmer wechſelt, der gewerbliche Betrieb aber ſelbſtändig 
bleibt (Reinhardt, Realſteuerreform S. 289). Streitigkeiten, die 
über die Anwendbarkeit des § 5 Abſatzes 2 des Gewerbeſteuer⸗ 
geſetzes entſtehen, betreffen die perſönliche (ſubjektive) Steuer⸗ 
pflicht, nämlich die Frage, ob oder wann (mit Wirkung von 
welchem Zeitpunkt ab) ein Wechſel in der Perſon des Steuer⸗ 
ſchuldners eingetreten iſt. 

Der im § 22 Abſatz 3 des Gewerbeſteuergeſetzes behandelte 
Fall, daß ein Gewerbebetrieb auf einen anderen bereits beſtehen⸗ 
den Gewerbebetrieb übergeht, fällt nicht unter § 225 b der Reichs⸗ 
abgabenordnung (Reinhardt, Realſteuerreform S. 289). Streitig⸗ 
keiten, die über die Anwendbarkeit des § 22 Abſatzes 3 des Ge⸗ 
werbeſteuergeſetzes entſtehen, betreffen (wie das folgende Bei⸗ 
ſpiel zeigt) die ſachliche (objektive) Steuerpflicht, nämlich die 
Frage, ob oder wann (mit Wirkung von welchem Zeitpunkt ab) 
der Gewerbebetrieb, deſſen Übergang umſtritten iſt, erloſchen iſt. 
Streitigkeiten über die Frage fallen unter den § 226 Abſatz 1 der 
Reichsabgabenordnung (Blümich⸗Boyens, Gewerbeſteuergeſetz, 
zweite Auflage, Seite 385 oben). 


Beiſpiel: 

Die Gemeinde X fordert den Unternehmer A auf, außer 
der Gewerbeſteuer, die auf feinen bisherigen Gewerbebetrieb A 
entfällt, auch diejenige Gewerbeſteuer zu entrichten, die für 
die Zeit vom 1. September 1939 bis zum 31. März 1940 auf 
den Gewerbebetrieb B entfällt. Zur Begründung dieſer Forde- 
rung macht die Gemeinde geltend: der Gewerbebetrieb B, der 
früher von dem Unternehmer B ausgeübt worden ſei, ſei am 
3. Auguſt 1939 auf den Gewerbebetrieb A übergegangen. 


A beſtreitet, daß der Gewerbebetrieb B auf den Gewerbe⸗ 
betrieb A übergegangen ſei. Er macht geltend: Er habe am 
3. Auguſt 1939 lediglich einen Teil der Wirtſchaftsgüter, die 
früher zum Betriebsvermögen des von Bausgeübten Gewerbe⸗ 
betriebs gehört hätten, für den Gewerbebetrieb A käuflich 
erworben. Der Gewerbebetrieb, der früher von B ausgeübt 
worden fei, habe ſchon vor dem 3, Auguſt 1939 nicht mehr be⸗ 
ſtanden; denn B habe am 15. Juni 1939 feinen Gewerbebetrieb 
eingeſtellt. Die ſachliche (objektive) Steuerpflicht des Gewerbe⸗ 
betriebs B fei daher am 15. Juni 1939 erloſchen. Seit dem 
1. Juli 1939 könne für den Gewerbebetrieb B Gewerbeſteuer 
nicht mehr erhoben werden. 


In dieſem Fall beſteht zwiſchen der Gemeinde und dem 
Unternehmer A Übereinſtimmung darüber, daß der Gewerbe- 
betrieb B nicht mehr beſteht, mithin die fachliche (objektive) 
Steuerpflicht des Gewerbebetriebe B erloſchen ift. Der Streit 
beſchränkt ſich auf die Frage, wann der Gewerbebetrieb B zu 
beſtehen aufgehört hat, anders ausgedrückt: wann das Erlöſchen 
eingetreten iſt: am 3. Auguſt 1939 infolge Übergangs auf den 
Gewerbebetrieb A (Standpunkt der Gemeinde) oder am 15. Juni 
1939 infolge Einſtellung der gewerblichen Tätigkeit (Standpunkt 
des Unternehmers A). Von der Entſcheidung dieſer Frage hängt 
es ab, ob der Steueranſpruch, den die Gemeinde gegen den Unter⸗ 
nehmer A erhebt, gerechtfertigt iſt oder nicht. Zur Entſcheidung 
der Fragen, wann die ſachliche (objektive) Steuerpflicht des Ge⸗ 
werbebetriebs B erloſchen und von wann ab Gewerbeſteuer für 
den Gewerbebetrieb B nicht mehr zu erheben (nicht mehr zu ent⸗ 
richten) ift, ift ($ 226 Abſatz 1 der Reichsabgabenordnung gemäß) 
das Finanzamt zuſtändig. Das Finanzamt entſcheidet nicht von 
Amts wegen, ſondern nur auf Antrag des Steuerpflichtigen (§ 226 
Abſatz 1 der Reichsabgabenordnung). Steuerpflichtiger im Sinn 
von § 226 Abſatz 1 der Reichsabgabenordnung iſt jede Perſon, die 
von der Steuerbehörde (in unſerem Beiſpiel: von der Gemeinde) 
als Steuerſchuldner oder als Haftender in Anſpruch genommen 
wird (Hinweis auf die Ausführungen von Staatsſekretär Rein⸗ 
hardt in der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 1935 S. 345, Abſchnitt 1 
Abſatz 3). Demgemäß iſt in unſerem Beiſpiel der Unternehmer A 
in der Lage, auf Grund von § 226 Abſatz 1 der Reichsabgabenord⸗ 
nung beim Finanzamt eine Entſcheidung darüber zu beantragen, 
von wann ab Gewerbeſteuer für den Gewerbebetrieb B nicht mehr 
zu entrichten iſt. Px. 


Eil dien ſt ⸗ Nachricht en 


Bürgerſteuer der aus den frei gemachten Gemeinden im 
eſten des Reichs rückgeführten Perſonen 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Runderlaß bom 
9. Oktober 1939 (RStBl 1939 S. 1037) klargeſtellt, daß für die 
Bürgerſteuer des Kalenderjahrs 1940 bei den aus den frei 
gemachten Gemeinden im Weſten des Reichs rückgeführten Per⸗ 
fonen nicht die frei gemachte Gemeinde, ſondern die Unter⸗ 
bringungsgemeinde ſteuerberechtigt iſt. 

Die Bürgerſteuer für 1939 iſt den von den behörd⸗ 
lichen Freimachungsmaßnahmen im Weſten des Reichs betroffenen 
Perſonen, ſoweit es ſich um die nach dem Zeitpunkt der Frei⸗ 
machung fällig gewordenen Teilbeträge handelt, allgemein 
erlaſſen worden. Hinweis auf die Eildienſtnachrichten in 
Nr 51/52 der DEZ 1939. 

Durch einen gemeinſamen Runderlaß des Reichs⸗ 
miniſters des Innern und des Reichsminiſters 
der Finanzen vom 18. April 1940 (RMBliv 1940 
S. 808 a) ſind die zur Erhebung der Bürgerſteuer für 
1940 ſteuerberechtigten Unterbringungsgemeinden erſucht wor⸗ 
den, den Perſonen, die inzwiſchen mit behördlichem Einverſtändnis 
in die urſprünghich frei gemachten Heimatgemeinden oder in andere 
Gemeinden des frei gemachten Gebiets zurückgekehrt ſind, die nach 
ihrer Rückkehr fällig gewordenen Teilbeträge der Bürgerſteuer 
auf Antrag zu erlaſſen. Der einzelne Steuerpflichtige hat 
auf Verlangen den Nachweis, daß er zu dem Kreis der rück⸗ 
geführten Perſonen gehört hat, und daß die Gemeinde, in die er 
zurückgekehrt iſt, zu den urſprünglich frei gemachten Gemeinden 
gehört, durch Vorlegung einer Beſcheinigung der Ortspolizei⸗ 
behörde zu führen. Vereits entrichtete Bürgerſteuer⸗ 
beträge werden nicht erſtattet. O. 


Bürgerſteuerpflicht von Arbeitnehmern 
Böhmen und Mähren 


Arbeitnehmer, die am 10. Oktober 1959 das 18. Lebensjahr 
vollendet und in einer Gemeinde des Reichsgebiets mit Ausnahme 
des Protektorats Böhmen und Mähren einen Wohnſitz (ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt) hatten, ſind für das Kalenderjahr 1940 
bürgerſteuerpflichtig, wenn die Wohnſitzgemeinde (Aufenthalts⸗ 
gemeinde) für dieſen Zeitraum eine Bürgerſteuer erhebt. Die 
Bürgerſteuerpflicht wird nicht dadurch berührt, daß der Arbeit⸗ 
nehmer nach dem 10. Oktober 1939 in das Protektorat Böhmen 
und Mähren abgeordnet oder verſetzt wird, weil es ſich bei dieſem 
Gebiet um ein Teilgebiet des Großdeutſchen Reichs, alſo um In⸗ 
land im Sinn des Bürgerſteuerrechts, handelt. 

Offentliche und private Arbeitgeber des Protektorats Böhmen 
und Mähren haben bei den nach dem 10. Oktober 1939 aus dem 
anderen Reichsgebiet in das Protektorat Böhmen und Mähren ab⸗ 
geordneten oder verſetzten Arbeitnehmern Bürgerſteuer im 
Steuerabzugsverfahren nicht einzubehalten. Das 
hat ſeinen Grund darin, daß das Bürgerſteuergeſetz im Pro⸗ 
tektorat Böhmen und Mähren nicht eingeführt worden iſt. Wie 
der Reichsminiſter der Finanzen in einem Einzelfall entſchieden 
hat, haben die Steuerpflichtigen, bei denen die Bürgerſteuer im 
Steuerabzugsverfahren nicht einzubehalten iſt, die von ihnen auf 
der Lohnſteuerkarte angeforderte Bürgerſteuer ſelbſt an die 
ſteuerberechtigten Gemeinden zu entrichten. O. 


im Protektorat 


Zur Gewerbefteuer der Mufikkapellen 


Die Muſikkapellen der Wehrmacht und des Reichsarbeits⸗ 
dienſtes find nach Abſchnitt 9 Abſatz 3 der Gewerbeſteuer⸗Richt⸗ 
linien für 1940 als gewerbeſteuerpflichtige Perſonengeſellſchaften 
zu behandeln, ſoweit ſie außerdienſtlich tätig werden. Die ein⸗ 
zelnen Muſiker ſind als Mitunternehmer anzuſehen. Da jedoch 
die Heranziehung der Muſikkorps der Wehrmacht und der Mujit- 
züge des Reichsarbeitsdienſtes zur Gewerbeſteuer nicht einheitlich 
gehandhabt worden iſt, erſchien mit Rückſicht auf die durch die 
Kriegsverhältniſſe verurſachten Veränderungen in der Zuſammen⸗ 
ſetzung der einzelnen Muſikkapellen eine Uübergangsrege⸗ 
lung geboten. Der Reichsminiſter des Innern hat deshalb durch 
Erlaß vom 9. 4. 1940 V St 1128 I/II/40 — 5620 die Gemeinden 
erſucht, von der Einziehung der Gewerbeſteuern, die bis zum 
15. 8. 1939 fällig geworden und noch nicht entrichtet find, § 131 
der Reichsabgabenordnung gemäß aus Billigkeitsgründen abzu⸗ 
ſehen, ohne daß im einzelnen Fall ein beſonderer Antrag geſtellt 
werden muß. Bereits entrichtete rechtskräftig feſtgeſetzte Gewerbe⸗ 
ſteuern ſind jedoch nicht zu erſtatten. Eine Erſtattung kann auch 
in den Fällen in Betracht kommen, in denen eine rechtskräftige 
Feſtſetzung des einheitlichen Gewerbeſteuermeßbetrags für die 
Rechnungsjahre 1937 und 1938 noch nicht vorliegt und die Finanz⸗ 
ämter von einer Feſtſetzung abſehen oder die Feſtſetzung zurück⸗ 
nehmen. L. 


